
3. 12. 10 Neufassung des Hessischen Gesetzes über den Brandschutz, die Allge-
meine Hilfe und den Katastrophenschutz (Hessisches Brand- und Katas -
trophenschutzgesetz – HBKG) ............................................................................

GVBl. II 312-12

502

H 13614

501

Gesetz- und Verordnungsblatt
für das Land Hessen · Teil I

2010

Tag Inhalt Seite

Nr. 22Ausgegeben zu Wiesbaden am 16. Dezember 2010

6. 12. 10
524

Verordnung zur Änderung der Anordnung zur Bestimmung von Zuständig-
keiten auf dem Gebiet des Krankenhauswesens ..............................................

Ändert GVBl. II 351-76 

15.  9. 10

525

Zweite Verordnung zur Änderung der Anordnung über Zuständigkeiten
für die Entscheidung über Genehmigungen nach § 33 Abs. 1 Satz 3 des
Hessischen Datenschutzgesetzes im Geschäftsbereich des Ministeriums
der Justiz ..............................................................................................................

Ändert GVBl. II 300-35

29. 11. 10 Verordnung über Gebühren für die Gewährung von Bürgschaften und 
Garantien ..............................................................................................................

GVBl. II 54-57

526

3. 12. 10 Berufsordnung für Hebammen und Entbindungspfleger (HebBO) ..................

GVBl. II 353-58

527

5. 12. 10 Dritte Verordnung zur Verlängerung der Geltungsdauer und Änderung 
befristeter Rechtsvorschriften im Geschäftsbereich des Hessischen Sozial-
ministeriums .........................................................................................................
Ändert GVBl. II 322-126, 351-77

532



Übersicht

Erster Abschnitt

Aufgaben und Organisation des
Brandschutzes, der Allgemeinen Hilfe

und des Katastrophenschutzes

§  1 Zweck und Anwendungsbereich

§  2 Aufgabenträger

§  3 Aufgaben der Gemeinden

§  4 Aufgaben der Landkreise

§  5 Aufgaben des Landes

Zweiter Abschnitt

Brandschutz und Allgemeine Hilfe

Erster Titel

Aufgaben und Organisation der 
Feuerwehren

§  6 Aufgabenbereich

§  7 Aufstellung der Gemeindefeuer-
wehren

§  8 Jugendfeuerwehren, Kinder -
gruppen, Nachwuchsgewinnung

Zweiter Titel

Feuerwehrangehörige

§  9 Hauptamtliche Feuerwehr -
angehörige

§ 10 Ehrenamtliche Feuerwehr -
angehörige

§ 11 Rechtsstellung der ehrenamtlichen
Feuerwehrangehörigen

Dritter Titel

Leitung

§ 12 Leitung der Gemeindefeuerwehr

§ 13 Kreisbrandinspektoren, 
Kreisbrandmeister

Vierter Titel

Nichtöffentliche Feuerwehren

§ 14 Werkfeuerwehren

Fünfter Titel

Vorbeugender Brandschutz

§ 15 Gefahrenverhütungsschau

§ 16 Zuständigkeit

§ 17 Brandsicherheitsdienst

§ 18 Brandschutzerziehung, Brand-
schutzaufklärung und Selbsthilfe

502 Nr. 22 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 16. Dezember 2010

*) GVBl. II 312-12

Bekanntmachung 
der Neufassung des Hessischen 

Brand- und Katastrophenschutzgesetzes*)

Vom 3. Dezember 2010

Hessisches Gesetz über den Brandschutz,
die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz 

(Hessisches Brand- und Katastrophenschutzgesetz – HBKG)

in der Fassung vom 3. Dezember 2010

Aufgrund des Art. 2 des Zweiten Ge-
setzes zur Änderung des Hessischen Ge-
setzes über den Brandschutz, die Allge-
meine Hilfe und den Katastrophenschutz
(HBKG) vom 18. November 2009 (GVBl. I
S. 423) wird nachstehend der Wortlaut
des Hessischen Brand- und Katastrophen-
schutzgesetzes in der vom 2. Dezember
2009 an geltenden Fassung bekannt ge-
macht.

Wiesbaden, den 3. Dezember 2010

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

R h e i n



Nr. 22 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 16. Dezember 2010 503

Sechster Titel

Einheiten und Einrichtungen des 
Katastrophenschutzes und Organisatio-

nen in der Allgemeinen Hilfe

§ 19 Mitwirkung und Aufgaben der
Einheiten und Einrichtungen des
Katastrophenschutzes und der Or-
ganisationen

Siebter Titel

Abwehrender Brandschutz und 
Allgemeine Hilfe

§ 20 Gesamteinsatzleitung

§ 21 Befugnisse der Gesamteinsatz -
leitung

§ 22 Nachbarliche Hilfe

§ 23 Brandschutz und Allgemeine 
Hilfe auf Verkehrswegen

Dritter Abschnitt

Katastrophenschutz

Erster Titel

Organisation des Katastrophenschutzes

§ 24 Begriff der Katastrophe

§ 25 Katastrophenschutzbehörden

§ 26 Einheiten und Einrichtungen des
Katastrophenschutzes

§ 27 Mitwirkung öffentlicher und priva-
ter Einheiten und Einrichtungen

§ 28 Mitwirkung von Dienststellen

Zweiter Titel

Maßnahmen des Katastrophenschutzes

§ 29 Vorbereitende Maßnahmen

§ 30 Katastrophenschutzstab

§ 31 Katastrophenschutzpläne

§ 32 Katastrophenschutzübungen

§ 33 Abwehrende Maßnahmen

§ 34 Feststellung des Katastrophenfalles

§ 35 Besondere Zuständigkeiten

Dritter Titel

Gesundheitswesen

§ 36 Zusammenarbeit im 
Gesundheitswesen

§ 37 Besondere Pflichten von Angehöri-
gen der Gesundheitsberufe

Vierter Titel

Helferinnen und Helfer

§ 38 Allgemeines

§ 39 Rechtsverhältnisse

§ 40 Haftung für Schäden

Vierter Abschnitt

Technische Einsatzleitung und Führungs-
organisation

§ 41 Technische Einsatzleitung

§ 42 Befugnisse der technischen 
Einsatzleitung

§ 43 Führungsorganisation

Fünfter Abschnitt

Pflichten der Bevölkerung

§ 44 Gefahrenmeldung

§ 45 Vorsorgepflicht der Eigentümerin-
nen und Eigentümer sowie der Be-
sitzerinnen und Besitzer von
Grundstücken

§ 46 Duldungspflichten der Eigentüme-
rinnen und Eigentümer sowie der
Besitzerinnen und Besitzer von
Grundstücken

§ 47 Pflichten einer Betreiberin oder ei-
nes Betreibers einer Anlage mit be-
sonderem Gefahrenpotenzial

§ 48 Externe Notfallpläne für schwere
Unfälle mit gefährlichen Stoffen

§ 48a Externe Notfallpläne für Abfallent-
sorgungseinrichtungen

§ 49 Hilfeleistungspflichten

§ 50 Entschädigung

Sechster Abschnitt

Ergänzende Bestimmungen, 
Aufsicht, Kosten

Erster Titel

Ergänzende Bestimmungen

§ 51 Pflichten der am Einsatzort 
Anwesenden

§ 52 Ausschluss der Heranziehung für
militärische und polizeiliche Auf-
gaben

§ 53 Landesfeuerwehrschule

§ 54 Leitstellen

§ 55 Datenschutz

§ 56 Landesbeirat für Brandschutz, 
Allgemeine Hilfe und Katastro-
phenschutz

§ 57 Übungen

Zweiter Titel

Aufsicht

§ 58 Aufsichtsbefugnisse im Brand-
schutz und in der Allgemeinen 
Hilfe

§ 59 Aufsichtsbefugnisse im 
Katastrophenschutz

Dritter Titel

Kosten

§ 60 Kostenpflicht

§ 61 Kostenersatz der Feuerwehren

§ 62 Kostenersatz bei einer Katastrophe

§ 63 Feuerschutzsteuer



Siebter Abschnitt

Schlussvorschriften

§ 64 Einschränkung von Grundrechten

§ 65 Bußgeldvorschriften

§ 66 Gemeindefreie Grundstücke

§ 67 Übergangsbestimmungen

§ 68 (aufgehoben)

§ 69 Ermächtigungen

§ 70 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Erster Abschnitt

Aufgaben und Organisation des
Brandschutzes, der Allgemeinen Hilfe

und des Katastrophenschutzes

§ 1

Zweck und Anwendungsbereich

(1) Zweck dieses Gesetzes ist

1. die Gewährleistung vorbeugender und
abwehrender Maßnahmen gegen
Brände und Brandgefahren (Brand-
schutz) und gegen andere Gefahren
(Allgemeine Hilfe),

2. die Vorbereitung der Abwehr und die
Abwehr von Katastrophen (Katastro-
phenschutz).

(2) Dieses Gesetz gilt nicht, soweit vor-
beugende und abwehrende Maßnahmen
nach Abs. 1 auf Grund anderer Rechtsvor-
schriften gewährleistet sind. Bis zum Ein-
greifen der danach zuständigen Stellen
treffen die in § 2 Abs. 1 genannten Aufga-
benträger im Wege des ersten Zugriffs bei
bestehender oder unmittelbar bevorste-
hender konkreter Gefährdung von Leben,
Gesundheit, natürlichen Lebensgrundla-
gen, Sachen oder Tieren die erforderli-
chen Maßnahmen.

(3) Der Brandschutz, die Allgemeine
Hilfe und der Katastrophenschutz sollen
den Selbstschutz der Bevölkerung durch
im öffentlichen Interesse gebotene be-
hördliche Maßnahmen ergänzen.

§ 2

Aufgabenträger

(1) Aufgabenträger sind

1. die Gemeinden für den Brandschutz
und die Allgemeine Hilfe,

2. die Landkreise für den überörtlichen
Brandschutz und die überörtliche All-
gemeine Hilfe,

3. das Land für die zentralen Aufgaben
des Brandschutzes und der Allgemei-
nen Hilfe,

4. die Landkreise, die kreisfreien Städte
und das Land für den Katastrophen-
schutz.

(2) Die Gemeinden und Landkreise er-
füllen ihre Aufgaben nach Abs. 1 Nr. 1

und 2 als Selbstverwaltungsangelegen-
heiten.

(3) Alle Dienststellen, Einheiten und
Einrichtungen sowie deren Träger haben
bei der Gefahrenabwehr zusammenzuar-
beiten. Insbesondere haben sie sich un-
verzüglich gegenseitig über Vorgänge zu
unterrichten, deren Kenntnis für die Auf-
gabenerfüllung der anderen Dienststel-
len, Einheiten und Einrichtungen bedeut-
sam erscheint. 

§ 3

Aufgaben der Gemeinden

(1) Die Gemeinden haben zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben im Brandschutz und
in der Allgemeinen Hilfe

1. in Abstimmung mit den Landkreisen
und der jeweils unmittelbar zuständi-
gen Aufsichtsbehörde eine Bedarfs-
und Entwicklungsplanung zu erarbei-
ten, fortzuschreiben und daran orien-
tiert eine den örtlichen Erfordernissen
entsprechende leistungsfähige Feuer-
wehr aufzustellen, diese mit den not-
wendigen baulichen Anlagen und Ein-
richtungen sowie technischer Ausrüs-
tung auszustatten und zu unterhalten,

2. für die Ausbildung und Fortbildung
der Feuerwehrangehörigen zu sorgen,

3. Alarmpläne und Einsatzpläne für den
Brandschutz und die Allgemeine Hilfe
aufzustellen, fortzuschreiben und, so-
weit dies erforderlich ist, untereinan-
der abzustimmen,

4. für eine den örtlichen Verhältnissen
angemessene Löschwasserversorgung
zu sorgen,

5. Notrufmöglichkeiten und Brandmelde-
anlagen einzurichten, an die zuständi-
ge Zentrale Leitstelle anzuschließen,
Funkanlagen zu beschaffen und zu un-
terhalten sowie die Warnung der Be-
völkerung sicherzustellen,

6. für den Selbstschutz der Bevölkerung
sowie für die Brandschutzerziehung
und Brandschutzaufklärung zu sorgen.

(2) Die Gemeindefeuerwehr ist so auf-
zustellen, dass sie in der Regel zu jeder
Zeit und an jedem Ort ihres Zuständig-
keitsbereichs innerhalb von zehn Minu-
ten nach der Alarmierung wirksame Hilfe
einleiten kann.

(3) Für die kreisfreien Städte gilt darü-
ber hinaus § 4 Abs. 1 Nr. 4, 5 und 6 ent-
sprechend. 

§ 4

Aufgaben der Landkreise

(1) Die Landkreise haben zur Erfüllung
ihrer Aufgaben im Brandschutz, in der
Allgemeinen Hilfe und im Katastrophen-
schutz

1. die Gemeinden bei der Durchführung
der ihnen obliegenden Aufgaben des
Brandschutzes und der Allgemeinen
Hilfe zu beraten und zu unterstützen,
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2. für Einrichtungen und Anlagen des
überörtlichen Brandschutzes und der
Allgemeinen Hilfe im Kreisgebiet zur
Unterstützung der örtlichen Feuerweh-
ren eine überörtliche Planung zu erar-
beiten und fortzuschreiben sowie die
bei der Durchführung der Maßnahmen
gegenüber den örtlichen Bedürfnissen
anfallenden Mehrkosten einschließlich
der Unterhaltungskosten mit Ausnah-
me der Personalkosten zu tragen,

3. die Brandschutzerziehung und Brand-
schutzaufklärung zu planen und zu
fördern,

4. Alarmpläne und Einsatzpläne für die
Gewährung nachbarlicher Hilfeleis-
tung innerhalb und über die Grenzen
des Kreisgebietes hinaus aufzustellen
und mit den benachbarten Landkrei-
sen oder kreisfreien Städten abzustim-
men,

5. gemeinsame Übungen, Ausbildungs-
und Fortbildungsveranstaltungen der
Feuerwehren im Landkreis oder im
Einvernehmen mit benachbarten
Landkreisen oder kreisfreien Städten
zu planen und durchzuführen,

6. eine ständig erreichbare und betriebs-
bereite gemeinsame Leitstelle (Zentra-
le Leitstelle) für den Brandschutz, die
Allgemeine Hilfe, den Katastrophen-
schutz und den Rettungsdienst einzu-
richten und zu betreiben.

(2) Die Aufgaben des überörtlichen
Brandschutzes, der überörtlichen Allge-
meinen Hilfe und des Katastrophenschut-
zes sollen organisatorisch zusammenge-
fasst werden.

§ 5

Aufgaben des Landes

(1) Das Land hat zur Erfüllung seiner
Aufgaben im Brandschutz, in der Allge-
meinen Hilfe und im Katastrophenschutz

1. die Gemeinden und die Landkreise
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu
beraten und zu unterstützen,

2. Alarmpläne und Einsatzpläne für An-
lagen und gefahrbringende Ereignis-
se, von denen Gefahren für mehrere
Landkreise oder kreisfreie Städte aus-
gehen können, die zentrale Abwehr-
maßnahmen erfordern, aufzustellen
und fortschreiben zu lassen,

3. Betriebe oder Einrichtungen mit er-
höhter Brand- oder Explosionsgefahr
oder anderen besonderen Gefahren
zur Aufstellung, Ausrüstung und Un-
terhaltung von Werkfeuerwehren zu
verpflichten,

4. eine Landesfeuerwehrschule einzu-
richten und zu unterhalten,

5. einen technischen Prüfdienst einzu-
richten und zu unterhalten, dessen
Aufgaben auf private Dritte übertra-
gen werden können,

6. Brandschutzerziehung, Brandschutz-
aufklärung und Brandschutzfor-
schung zu fördern,

7. ein gemeinsames Funknetz für den
Brandschutz, den Katastrophenschutz
und den Rettungsdienst einzurichten
und zu unterhalten, soweit es sich
nicht um Funkanlagen nach § 3
Abs. 1 Nr. 5 handelt,

8. die notwendigen vorbereitenden so-
wie die zur Abwehr einer Katastrophe
erforderlichen Maßnahmen zu tref-
fen, insbesondere ein Konzept für den
Katastrophenschutz in Hessen zu er-
stellen und fortzuschreiben,

9. ein zentrales Katastrophenschutzla-
ger einzurichten und zu unterhalten,

10. einen Krisenstab der Landesregie-
rung einzurichten.

(2) Das Land gewährt zur Erfüllung
der Aufgaben im Brandschutz, in der All-
gemeinen Hilfe und im Katastrophen-
schutz Zuwendungen.

(3) Das Land kann erforderlichenfalls
den Einsatz der Feuerwehren und der an-
deren Einheiten und Einrichtungen des
Katastrophenschutzes sowie Übungen an-
ordnen.

(4) Die Aufgaben des Landes im
Brandschutz und in der Allgemeinen Hil-
fe nehmen das für den Brandschutz und
die Allgemeine Hilfe zuständige Ministe-
rium und die Regierungspräsidien wahr.
Die Wahrnehmung der Aufgaben im Ka-
tastrophenschutz bestimmt sich nach § 25
Abs. 1.

Zweiter Abschnitt

Brandschutz und Allgemeine Hilfe

Erster Titel

Aufgaben und Organisation der 
Feuerwehren

§ 6

Aufgabenbereich

(1) Die Feuerwehren haben im Rah-
men der geltenden Gesetze die nach
pflichtgemäßem Ermessen erforderlichen
Maßnahmen zu treffen, um von der Allge-
meinheit, dem Einzelnen oder Tieren die
durch Brände, Explosionen, Unfälle oder
andere Notlagen, insbesondere durch
schadenbringende Naturereignisse, dro-
henden Gefahren für Leben, Gesundheit,
natürliche Lebensgrundlagen oder Sa-
chen abzuwenden (Abwehrender Brand-
schutz, Allgemeine Hilfe).

(2) Daneben haben die Feuerwehren
Aufgaben des vorbeugenden Brandschut-
zes zu erfüllen, soweit ihnen diese Aufga-
ben durch Rechtsvorschrift übertragen
werden. Sie wirken bei der Brandschutz-
erziehung und Brandschutzaufklärung
mit.

(3) Die Feuerwehren sollen auch bei
anderen Vorkommnissen Hilfe leisten,
wenn die ihnen nach Abs. 1 und 2 oblie-
genden Aufgaben nicht beeinträchtigt
werden.
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§ 7

Aufstellung der Gemeindefeuerwehren

(1) Öffentliche Feuerwehren sind ge-
meindliche Einrichtungen. Für jede Ge-
meinde muss eine öffentliche Feuerwehr
vorhanden sein. Die Vorschriften des Ge-
setzes über kommunale Gemeinschaftsar-
beit vom 16. Dezember 1969 (GVBl. I
S. 307), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 21. März 2005 (GVBl. I S. 229), in der
jeweils geltenden Fassung, bleiben unbe-
rührt mit der Maßgabe, dass die Auflö-
sung von Gemeindefeuerwehren unzuläs-
sig ist. In den Ortsteilen sollen Ortsteil-
feuerwehren bestehen. Sie führen als
rechtlich unselbständige Einrichtungen
einer Gemeinde deren Namen. Ortsteil-
feuerwehren dürfen einen Zusatz mit der
Bezeichnung des Ortsteils führen.

(2) Städte mit mehr als 100 000 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern müssen
Einheiten aus hauptamtlichen Feuer-
wehrangehörigen aufstellen (Berufsfeuer-
wehr). Sie sollen durch Einheiten aus eh-
renamtlichen Feuerwehrangehörigen
(Freiwillige Feuerwehr) ergänzt werden.

(3) Andere Städte können eine ständig
besetzte Feuerwache einrichten oder eine
Berufsfeuerwehr aufstellen. Das für den
Brandschutz und die Allgemeine Hilfe zu-
ständige Ministerium kann nach Anhö-
rung einer Stadt die Einrichtung einer
ständig besetzten Feuerwache oder die
Aufstellung einer Berufsfeuerwehr anord-
nen, wenn dies in der Stadt durch die An-
siedlung besonders brand- oder explosi-
onsgefährdeter Betriebe, die Art der Be-
bauung oder wegen anderer besonderer
Gefahren erforderlich ist.

(4) Städte ohne Berufsfeuerwehr kön-
nen Feuerwehreinheiten mit hauptamtli-
chen Feuerwehrangehörigen aufstellen.

(5) In Gemeinden ohne Berufsfeuer-
wehr ist die öffentliche Feuerwehr als
Freiwillige Feuerwehr aufzustellen. In
Gemeinden mit Ortsteilen kann für jeden
Ortsteil eine Ortsteilfeuerwehr gebildet
werden. Soweit Freiwillige hierfür nicht
zur Verfügung stehen, sind die erforderli-
chen Personen zum ehrenamtlichen Feu-
erwehrdienst nach § 10 Abs. 3 heranzu-
ziehen (Pflichtfeuerwehr). Für besondere
Aufgaben können hauptamtliche Be-
dienstete eingestellt werden.

(6) Die Feuerwehren dürfen nur ge-
normte Ausrüstung verwenden. Ausnah-
men sind mit Zustimmung des für den
Brandschutz und die Allgemeine Hilfe zu-
ständigen Ministeriums oder einer von
ihm bestimmten Stelle zulässig, wenn sie
unter Berücksichtigung der Wirtschaft-
lichkeit, im Interesse der technischen
Weiterentwicklung oder wegen des be-
sonderen Verwendungszwecks erforder-
lich sind. 

§ 8

Jugendfeuerwehren, Kindergruppen,
Nachwuchsgewinnung

(1) Bei den Freiwilligen Feuerwehren
sollen nach Möglichkeit Jugendfeuer-

wehren gebildet werden. Angehörige ei-
ner Jugendfeuerwehr müssen das zehnte
Lebensjahr vollendet haben. Als Leiterin
oder Leiter einer Jugendfeuerwehr (Ju-
gendfeuerwehrwartin oder Jugendfeuer-
wehrwart) darf nur tätig werden, wer die
hierfür erforderliche Eignung und die Be-
fähigung hat.

(2) Angehörige der Jugendfeuerwehr
dürfen nur an den für sie angesetzten
Übungen und Ausbildungsveranstaltun-
gen teilnehmen. Sie dürfen nicht zum
Einsatzdienst herangezogen werden.

(3) Zur Nachwuchsgewinnung können
bei den Freiwilligen Feuerwehren für
Kinder vom vollendeten sechsten bis zur
Vollendung des zehnten Lebensjahres
Kindergruppen gebildet werden.

(4) Die Gemeinden sollen der Arbeit
der Jugendfeuerwehren und Kindergrup-
pen besondere Aufmerksamkeit widmen
und sie fördern, insbesondere durch die
Bereitstellung von Haushaltsmitteln, ge-
eigneten Räumlichkeiten, altersgerechten
Ausstattungen und Ausrüstungen sowie
durch die Unterstützung von Ausbil-
dungsmaßnahmen.

Zweiter Titel

Feuerwehrangehörige

§ 9

Hauptamtliche Feuerwehrangehörige

Die Angehörigen des Einsatzdienstes
der Berufsfeuerwehren sollen im Beam-
tenverhältnis beschäftigt sein. Hauptamt-
liche Angehörige der Freiwilligen Feuer-
wehren können im Beamtenverhältnis be-
schäftigt sein, wenn ihre Aufgaben denje-
nigen der Angehörigen des Einsatzdiens-
tes der Berufsfeuerwehr entsprechen.

§ 10

Ehrenamtliche Feuerwehrangehörige

(1) Die Angehörigen der Freiwilligen
Feuerwehren sind freiwillig und ehren-
amtlich im Dienst einer Gemeinde tätig.
Sie müssen für die Übernahme des Eh-
renamtes persönlich geeignet sein. Die
Gemeinde unterstützt und fördert die eh-
renamtlich Tätigen, die ihren Dienst un-
entgeltlich leisten.

(2) In den ehrenamtlichen Feuerwehr-
dienst dürfen nur Personen aufgenommen
werden, die das 17. Lebensjahr vollendet
haben. Der Feuerwehrdienst endet mit
der Vollendung des 60. Le bensjahres.
Wenn es im dienstlichen Interesse liegt,
kann die Feuerwehrdienstzeit auf Antrag
der oder des ehrenamtlichen Feuerwehr-
angehörigen über das vollendete 60. Le-
bensjahr hinaus um eine bestimmte Frist,
jedoch nicht länger als bis zum vollende-
ten 65. Lebensjahr hinausgeschoben wer-
den. Die Antragstellerin oder der Antrag-
steller hat sich vor der Entscheidung über
die Verlängerung der Feuerwehrdienst-
zeit einer ärztlichen Untersuchung zu un-
terziehen. Die Entscheidung trifft die Ge-
meinde. Feuerwehrdienst können alle ge-
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eigneten Personen in den Gemeinden
leisten, in denen sie wohnen oder einer
regelmäßigen Beschäftigung oder Ausbil-
dung nachgehen oder in sonstiger Weise
regelmäßig für Einsätze zur Verfügung
stehen. Dabei sollen Feuerwehrangehöri-
ge die in § 12 Abs. 1 und Abs. 4 Satz 1 ge-
nannten Führungsfunktionen ausschließ-
lich bei der Gemeindefeuerwehr ihres
ersten Wohnsitzes übernehmen. Feuer-
wehrdienst kann in bis zu zwei Feuer-
wehren geleistet werden. Die Belange der
Feuerwehr der Gemeinde, in der eine der
Feuerwehr angehörende Person wohnt
oder überwiegend wohnt, sind vorrangig
zu berücksichtigen.

(3) Alle Einwohnerinnen und Einwoh-
ner vom vollendeten 18. Lebensjahr bis
zum vollendeten 50. Lebensjahr können
bis zu einer Gesamtdauer von zehn Jah-
ren zum ehrenamtlichen Dienst in der
Gemeindefeuerwehr herangezogen wer-
den. Ausgenommen sind Personen, deren
Freistellung im öffentlichen Interesse
liegt, und Angehörige von Organisatio-
nen und Einrichtungen, soweit der Dienst
in diesen Organisationen und Einrichtun-
gen von dem für den Brandschutz und die
Allgemeine Hilfe zuständigen Ministeri-
um als Ersatz für den Feuerwehrdienst
anerkannt worden ist.

(4) Die Bildung von Ehren- und Alters-
abteilungen für nicht aktive Feuerwehr-
angehörige ist zulässig.

(5) Die ehrenamtlichen Feuerwehran-
gehörigen dürfen nur Einsatzdienst leis-
ten, wenn sie hierzu geistig und körper-
lich in der Lage sind. Sie haben sich auf
Aufforderung der Gemeinde einer ärztli-
chen Untersuchung zu unterziehen.

(6) Feuerwehrangehörige, die Füh-
rungsfunktionen ausüben, sollen nicht
gleichzeitig aktives Mitglied anderer Or-
ganisationen, anderer Einrichtungen oder
Angehörige anderer Dienststellen sein,
die neben der Feuerwehr eingesetzt wer-
den können. Stehen diese Feuerwehran-
gehörigen zu den anderen Organisatio-
nen, Einrichtungen oder Dienststellen in
einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis, sind
deren dringende dienstliche oder betrieb-
liche Belange vorrangig zu berücksichti-
gen. Ihre Freistellung für Übungen und
Ausbildungsveranstaltungen richtet sich
bei Beamtinnen und Beamten nach der
Hessischen Urlaubsverordnung vom
12. Dezember 2006 (GVBl. I S. 671) und
bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern nach den einschlägigen arbeits-
rechtlichen Bestimmungen.

(7) Vereine oder Verbände zur Förde-
rung des Feuerwehrgedankens sollen von
den Trägern des Brandschutzes gefördert
und finanziell unterstützt werden. 

§ 11

Rechtsstellung der ehrenamtlichen 
Feuerwehrangehörigen

(1) Die Rechte und Pflichten der ehren-
amtlichen Feuerwehrangehörigen sind
durch Ortssatzung zu regeln, soweit sich

nichts anderes aus diesem Gesetz ergibt.
Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehöri-
gen haben an Einsätzen und an angeord-
neten oder genehmigten Übungen und
Ausbildungsveranstaltungen teilzuneh-
men und Weisungen vorgesetzter Perso-
nen nachzukommen.

(2) Beschäftigte, die während der Ar-
beitszeit an Einsätzen, Übungen und Aus-
bildungsveranstaltungen teilnehmen, sind
für die Dauer der Teilnahme unter Ge-
währung des Arbeitsentgelts, das sie oh-
ne die Teilnahme erhalten hätten, von der
Arbeitsleistung freizustellen. Bei Einsät-
zen erstrecken sich Freistellungs- und
Entgeltanspruch auch auf den zur Wie-
derherstellung der Arbeits- oder Dienstfä-
higkeit erforderlichen Zeitraum danach
(Regenerationszeit nach Einsätzen).

(3) Abweichend von Abs. 2 Satz 1 ha-
ben Beschäftigte, die Aufgaben der un-
mittelbaren Gefahrenabwehr wahrneh-
men, insbesondere hauptberuflich tätige
Berufs- und Werkfeuerwehrangehörige
sowie im Polizeivollzugs-, Leitstellen-
oder Rettungsdienst Beschäftigte lediglich
für Übungen und Ausbildungsveranstal-
tungen einen Freistellungsanspruch.

(4) Versicherungsverhältnisse in der
Sozialversicherung und Arbeitslosenversi-
cherung sowie in der betrieblichen Alters-
versorgung werden durch den Dienst in
der Feuerwehr nicht berührt. Liegt ein
Versicherungsfall im Sinne der gesetzli-
chen Unfallversicherung vor, so trifft die-
se Verpflichtung den zuständigen Versi-
cherungsträger.

(5) Die Aufgabenträger haben dafür
Sorge zu tragen, dass Beschäftigten aus
ihrer Verpflichtung zum Dienst in der
Feuerwehr und aus diesem Dienst keine
Nachteile im Arbeitsverhältnis und in der
Sozialversicherung und Arbeitslosenversi-
cherung sowie in der betrieblichen Alters-
versorgung erwachsen.

(6) Abs. 2, 3 und 5 gelten für Beamtin-
nen und Beamte sowie Richterinnen und
Richter entsprechend.

(7) Angehörigen der Freiwilligen Feu-
erwehr, denen durch den Dienst in der
Feuerwehr Leistungen der Bundesagen-
tur für Arbeit, Sozialhilfe oder sonstige
Unterstützung oder Bezüge aus öffentli-
chen Mitteln entgehen, haben die Aufga-
benträger auf Antrag die entsprechenden
Beträge in voller Höhe zu erstatten.

(8) Privaten Arbeitgeberinnen und Ar-
beitgebern ist auf Antrag das weiterge-
währte Arbeitsentgelt einschließlich der
Beiträge zur Sozialversicherung und zur
Bundesagentur für Arbeit sowie zur be-
trieblichen Altersversorgung von dem
Aufgabenträger zu erstatten. Ihnen ist auf
Antrag auch das Arbeitsentgelt zu erstat-
ten, das sie Beschäftigten auf Grund der
gesetzlichen oder tarifrechtlichen Vor-
schriften während einer Arbeitsunfähig-
keit infolge Krankheit weiterleisten, wenn
die Arbeitsunfähigkeit auf den Dienst in
der Feuerwehr zurückzuführen ist. Anträ-
ge sind innerhalb von sechs Monaten
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nach Beendigung der Freistellung nach
Abs. 2 Satz 1 oder § 10 Abs. 6 Satz 3 zu
stellen. Bei einer über sechs Monate hi-
naus andauernden Arbeitsunfähigkeit ist
der Antrag unverzüglich nach Beendi-
gung der Arbeitsunfähigkeit zu stellen.
Ehrenamtliche Feuerwehrangehörige, die
nicht Beschäftigte sind, erhalten auf An-
trag einen pauschalierten Betrag.

(9) Ehrenamtliche Feuerwehrangehöri-
ge, die ständig zu besonderen Dienstleis-
tungen herangezogen werden, haben An-
spruch auf angemessene Aufwandsent-
schädigung durch den Aufgabenträger.

(10) Die ehrenamtlichen Feuerwehran-
gehörigen sind von dem Aufgabenträger
über die gesetzliche Unfallversicherung
hinaus zusätzlich in erforderlichem Um-
fang gegen Dienstunfälle zu versichern.
Diese Versicherung muss sich auch auf
Feuerwehrangehörige erstrecken, die
nicht Beschäftigte sind.

(11) Den ehrenamtlichen Feuerwehr-
angehörigen wird Dienstkleidung und
Schutzkleidung unentgeltlich von dem
Aufgabenträger zur Verfügung gestellt.

(12) Für den Ersatz von Sachschäden
und für die Haftung bei schuldhafter Ver-
letzung der Dienstpflichten finden die be-
amtenrechtlichen Bestimmungen entspre-
chende Anwendung.

Dritter Titel

Leitung

§ 12

Leitung der Gemeindefeuerwehr

(1) Die Gemeindebrandinspektorin
oder der Gemeindebrandinspektor leitet
die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde.
Dies gilt auch für Gemeinden mit mehre-
ren Ortsteilfeuerwehren. Diese werden
von einer Wehrführerin oder einem Wehr-
führer geführt. Sie oder er unterliegt den
Weisungen der Gemeindebrandinspekto-
rin oder des Gemeindebrandinspektors.

(2) Die Gemeindebrandinspektorin
oder der Gemeindebrandinspektor wird
von den aktiven Feuerwehrangehörigen
der Gemeinde, die Wehrführerin oder der
Wehrführer wird von den aktiven Feuer-
wehrangehörigen der Orts- oder Stadtteil-
feuerwehr nach Maßgabe der jeweiligen
Satzung gewählt. Gewählt werden kann
nur, wer persönlich geeignet ist, die erfor-
derlichen Fachkenntnisse besitzt und der
Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuer-
wehr angehört. Die Aufsichtsbehörde
kann Ausnahmeregelungen im Einzelfall
hinsichtlich der erforderlichen Fachkennt-
nisse zulassen.

(3) Kommt binnen zwei Monaten nach
Freiwerden der Stelle eine Wahl nach
Abs. 2 Satz 1 nicht zustande oder kann
die Stelle aus sonstigen Gründen nicht
besetzt werden, so hat der Gemeindevor-
stand im Benehmen mit der Kreisbrandin-
spektorin oder dem Kreisbrandinspektor
unverzüglich eine Gemeindebrandin-
spektorin oder einen Gemeindebrandin-

spektor oder eine Wehrführerin oder ei-
nen Wehrführer zu bestellen.

(4) Für die Gemeindebrandinspektorin
oder den Gemeindebrandinspektor und
die Wehrführerin oder den Wehrführer
wird jeweils eine Vertreterin oder ein Ver-
treter gewählt. Die Wahl von jeweils einer
weiteren Vertreterin oder einem weiteren
Vertreter ist nur zulässig, wenn die Ge-
meinde die Funktion, Zuständigkeiten
und Rangfolge der weiteren Vertreterin-
nen und Vertreter durch Satzung regelt.
Abs. 2 und 3 gelten entsprechend.

(5) Die Gemeindebrandinspektorin
oder der Gemeindebrandinspektor und
die Wehrführerin oder der Wehrführer so-
wie ihre Vertreterinnen und Vertreter sind
in ein Ehrenbeamtenverhältnis zu beru-
fen.

(6) Die Gemeindebrandinspektorin
oder der Gemeindebrandinspektor ist für
die Einsatzbereitschaft der Feuerwehr
verantwortlich und hat den Gemeindevor-
stand in allen Fragen des Brandschutzes
und der Allgemeinen Hilfe zu beraten.

(7) Die Gemeinde kann aus wichtigem
Grund

1. die ehrenamtliche Gemeindebrandin-
spektorin oder den ehrenamtlichen
Gemeindebrandinspektor nach Anhö-
rung der aktiven Feuerwehrangehöri-
gen,

2. die Wehrführerin oder den Wehrführer
nach Anhörung der aktiven Feuer-
wehrangehörigen des Orts- oder Stadt-
teiles

entlassen. Für die Vertreterinnen und die
Vertreter gilt diese Regelung entspre-
chend.

(8) In Städten ohne Berufsfeuerwehr
führt die Gemeindebrandinspektorin oder
der Gemeindebrandinspektor die Be-
zeichnung Stadtbrandinspektorin oder
Stadtbrandinspektor.

(9) In Städten mit Berufsfeuerwehr un-
terstehen alle öffentlichen Feuerwehren
im Stadtgebiet der Leiterin oder dem Lei-
ter der Berufsfeuerwehr. Die aktiven An-
gehörigen der Freiwilligen Feuerwehren
wählen zur Wahrnehmung ihrer Belange
gegenüber der Stadt und der Leiterin
oder dem Leiter der Berufsfeuerwehr eine
Vertreterin oder einen Vertreter. Sie oder
er führt die Bezeichnung Stadtbrandin-
spektorin oder Stadtbrandinspektor.

(10) In kreisangehörigen Gemeinden
mit mehr als 50 000 Einwohnerinnen und
Einwohnern und hauptamtlich besetzten
Feuerwehreinheiten nach § 7 Abs. 4 un-
terstehen alle öffentlichen Feuerwehren
im Gemeindegebiet der Leiterin oder dem
Leiter der hauptamtlichen Feuerwehran-
gehörigen (Leiterin oder Leiter der Feuer-
wehr). Abs. 9 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 13

Kreisbrandinspektoren,
Kreisbrandmeister

(1) Zur Durchführung der dem Land-
kreis nach diesem Gesetz obliegenden
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Aufgaben ernennt der Kreisausschuss
nach Anhörung der Vertreterinnen oder
der Vertreter der Freiwilligen Feuerweh-
ren eine Kreisbrandinspektorin oder ei-
nen Kreisbrandinspektor. Das Amt soll
hauptamtlich wahrgenommen werden.
Zur Vertretung ist eine Kreisbrandmeiste-
rin oder ein Kreisbrandmeister vom Kreis-
ausschuss auf Vorschlag der Kreisbrand-
inspektorin oder des Kreisbrandinspek-
tors zu bestellen.

(2) Zur Unterstützung der Kreisbrand-
inspektorin oder des Kreisbrandinspek-
tors kann der Kreisausschuss auf Vor-
schlag der Kreisbrandinspektorin oder
des Kreisbrandinspektors den örtlichen
Gegebenheiten entsprechend Kreisbrand-
meisterinnen und Kreisbrandmeister er-
nennen, die ehrenamtlich tätig sind und
in ein Ehrenbeamtenverhältnis berufen
werden sollen. Die Kreisbrandinspektorin
oder der Kreisbrandinspektor ist Vorge-
setzte oder Vorgesetzter der Kreisbrand-
meisterinnen und der Kreisbrandmeister.
Kreisbrandinspektorin oder Kreisbrandin-
spektor und Kreisbrandmeisterin oder
Kreisbrandmeister müssen die erforderli-
chen Fachkenntnisse besitzen.

(3) Die Kreisbrandinspektorin oder der
Kreisbrandinspektor darf nicht gleichzei-
tig Gemeindebrandinspektorin oder Ge-
meindebrandinspektor sein.

(4) Werden die Aufgaben nach Abs. 1
und 2 im Ehrenbeamtenverhältnis wahr-
genommen, haben die Amtsinhaber An-
spruch auf Dienstaufwandsentschädigung
und Vergütung der Reisekosten.

(5) Der Kreisausschuss kann die Kreis-
brandinspektorin oder den Kreisbrandin-
spektor und die Kreisbrandmeisterinnen
und die Kreisbrandmeister, soweit sie in
ein Ehrenbeamtenverhältnis berufen sind,
aus wichtigem Grund entlassen. Sie sind
nach Vollendung des 60. Lebensjahres zu
entlassen. Wenn es im dienstlichen Inte-
resse liegt, kann der Eintritt in den Ruhe-
stand auf Antrag der Kreisbrandinspekto-
rin oder des Kreisbrandinspektors sowie
der Kreisbrandmeisterinnen und der
Kreisbrandmeister über das vollendete
60. Lebensjahr hinaus um eine bestimmte
Frist, jedoch nicht länger als bis zum voll-
endeten 65. Lebensjahr hinausgeschoben
werden. § 10 Abs. 2 Satz 4 gilt entspre-
chend. Die Entscheidung trifft die jeweili-
ge Dienstbehörde. Wird das Amt der
Kreisbrandinspektorin oder des Kreis-
brandinspektors als Beamtin oder Beam-
ter des Einsatzdienstes der Berufsfeuer-
wehr im Sinne des § 197 Abs. 1 Satz 1 des
Hessischen Beamtengesetzes ausgeführt,
erfolgt der Eintritt in den Ruhestand nach
dieser Vorschrift.

Vierter Titel

Nichtöffentliche Feuerwehren

§ 14

Werkfeuerwehren

(1) Das Regierungspräsidium kann ge-
werbliche oder sonstige Betriebe oder

Einrichtungen mit erhöhter Brand- oder
Explosionsgefahr oder anderen besonde-
ren Gefahren verpflichten, zur Verhütung
und Bekämpfung solcher Gefahren eine
entsprechend leistungsfähige Feuerwehr
aufzustellen, auszustatten und zu unter-
halten (Werkfeuerwehr). Die Werkfeuer-
wehr nimmt die öffentlichen Aufgaben
der Brandbekämpfung und der Allgemei-
nen Hilfe auf dem Betriebsgelände wahr.
Sie hat eine Bedarfs- und Entwicklungs-
planung zu erarbeiten, fortzuschreiben
und dem Regierungspräsidium sowie dem
Landkreis oder der kreisfreien Stadt und
der kreisangehörigen Gemeinde auf Ver-
langen vorzulegen. Die Verpflichtung, ei-
ne Werkfeuerwehr zu unterhalten, ist zu
widerrufen, wenn die Voraussetzungen
dafür nicht mehr vorliegen.

(2) Die Leiterin oder der Leiter der
Werkfeuerwehr (Leitung der Werkfeuer-
wehr) ist nicht weisungsgebunden. Die
Leitung darf bei der Erfüllung ihrer
Pflichten nicht behindert und wegen ihrer
Tätigkeit im Betrieb nicht benachteiligt
werden. Sie verfügt über ein unmittelba-
res Vortragsrecht bei der jeweiligen Be-
triebsleitung oder Geschäftsleitung. Stellt
sie bei ihrer Tätigkeit Mängel fest, so un-
terrichtet sie unverzüglich die Betriebslei-
tung oder Geschäftsleitung. Kann sich die
Leitung der Werkfeuerwehr über Maß-
nahmen zur Abstellung von Mängeln mit
der Betriebsleitung oder Geschäftsleitung
nicht verständigen, so begründet diese
die Ablehnung der Vorschläge schriftlich
und übersendet dem Betriebsrat oder
dem Personalrat sowie dem Regierungs-
präsidium je eine Abschrift. Die Leitung
der Werkfeuerwehr arbeitet bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben mit dem Betriebsrat
oder Personalrat und den gesetzlichen
und betrieblichen Beauftragten zusam-
men.

(3) Die Einsatzleitung (§§ 20, 21 und 41
bis 43) kann die Werkfeuerwehr zur Hil-
feleistung außerhalb des Betriebes einset-
zen, sofern die Sicherheit des Betriebes
dadurch nicht erheblich gefährdet wird.
Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeis-
ter oder die Landrätin oder der Landrat
können die Werkfeuerwehr im Einver-
nehmen mit der Betriebsleitung oder Ge-
schäftsleitung auch zu Übungen außer-
halb des Betriebes einsetzen. Der Be-
triebsleitung oder Geschäftsleitung wer-
den von dem Aufgabenträger auf Antrag
die durch Übungsmaßnahmen oder Ein-
satzmaßnahmen entstandenen Kosten er-
stattet.

(4) Werkfeuerwehren dürfen nur aus
Werksangehörigen bestehen. Das Regie-
rungspräsidium kann Ausnahmen zulas-
sen. Es kann eine gemeinsame Werkfeu-
erwehr für benachbarte Betriebe und
sonstige Einrichtungen, insbesondere für
Betreiberinnen und Betreiber von Indus-
trieparks, zulassen oder anordnen.

(5) Die Ausbildung der Werkfeuer-
wehrangehörigen soll der Ausbildung der
Angehörigen der öffentlichen Feuerweh-
ren entsprechen.
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(6) Das Regierungspräsidium kann je-
derzeit und muss mindestens alle fünf
Jahre den Leistungsstand der Werkfeuer-
wehr überprüfen. Die Betriebsleitung
oder Geschäftsleitung ist verpflichtet, bei
der Überprüfung des Leistungsstandes
der Werkfeuerwehr mitzuwirken.

(7) In Ausnahmefällen kann das Regie-
rungspräsidium auf Antrag einer Gemein-
de zulassen, dass Aufgaben der öffentli-
chen Feuerwehr durch Vereinbarung mit
der Betriebsleitung oder Geschäftsleitung
auf eine Werkfeuerwehr übertragen wer-
den.

(8) Die von gewerblichen und sonsti-
gen Betrieben oder Einrichtungen aufge-
stellte Betriebsfeuerwehr kann auf Antrag
vom Regierungspräsidium als Werkfeuer-
wehr anerkannt werden.

Fünfter Titel

Vorbeugender Brandschutz

§ 15

Gefahrenverhütungsschau

(1) Zum Zwecke der vorbeugenden
Abwehr von Gefahren durch Brände, Ex-
plosionen oder andere Gefahr bringende
Ereignisse (vorbeugender Brandschutz)
findet in regelmäßigen Zeitabständen ei-
ne Gefahrenverhütungsschau statt.

(2) Gefahrenverhütungsschau ist die
Überprüfung von baulichen Anlagen
nach § 2 Abs. 1 der Hessischen Bauord-
nung vom 18. Juni 2002 (GVBl. I S. 274),
zuletzt geändert durch Gesetz vom
6. September 2007 (GVBl. I S. 548), die
aufgrund ihrer Art, ihrer Nutzung, ihrer
Lage oder ihres Zustandes im Schadens-
fall eine Gefährdung für eine größere An-
zahl von Personen oder eine erhebliche
Gefährdung für die natürlichen Lebens-
grundlagen, für Sachwerte, für wertvolles
Kulturgut oder eine erhebliche Störung
der öffentlichen Sicherheit hervorrufen
können.

(3) Eigentümerinnen und Eigentümer,
Besitzerinnen und Besitzer und sonstige
Nutzungsberechtigte von baulichen Anla-
gen nach Abs. 2 sind verpflichtet, die Ge-
fahrenverhütungsschau zu dulden, den
hiermit beauftragten Personen den Zutritt
zu allen Räumen sowie die Prüfung aller
Einrichtungen und Anlagen zu gestatten,
die erforderlichen Auskünfte zu erteilen
und die bei der Gefahrenverhütungs-
schau festgestellten Mängel innerhalb der
ihnen gesetzten Frist zu beheben.

(4) In öffentlichen baulichen Anlagen
nach Abs. 2 des Bundes oder des Landes
findet die Gefahrenverhütungsschau im
Benehmen mit deren Behörden statt.

(5) Abs. 1 und 2 finden auf Betriebe,
die der Aufsicht der Bergbehörde oder
der Überwachung nach dem Arzneimit-
telgesetz in der Fassung vom 12. Dezem-
ber 2005 (BGBl. I S. 3395), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 23. November

2007 (BGBl. I S.  2631), unterstehen, keine
Anwendung.

(6) Die Feuerstättenschau nach § 13
Abs. 1 Nr. 2 des Schornsteinfegergesetzes
in der Fassung vom 10. August 1998
(BGBl. I S. 2072), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 3. April 2009 (BGBl. I S.  700),
bleibt hiervon unberührt.

(7) Für die Durchführung der Gefah-
renverhütungsschau werden Gebühren
nach örtlichen Gebührenordnungen erho-
ben. 

§ 16

Zuständigkeit

(1) Die Gefahrenverhütungsschau wird
den Brandschutzdienststellen der Land-
kreise sowie den kreisfreien Städten und
den kreisangehörigen Gemeinden, die
ein eigenes Bauaufsichtsamt haben, als
Aufgabe zur Erfüllung nach Weisung
übertragen.

(2) In Betrieben mit Werkfeuerwehr
kann die zuständige Behörde die Leitung
der Werkfeuerwehr mit der Gefahrenver-
hütungsschau beauftragen, wenn sie über
die erforderliche Sachkunde verfügt.

§ 17

Brandsicherheitsdienst

(1) Für Veranstaltungen, bei denen bei
Ausbruch eines Brandes eine größere An-
zahl von Menschen gefährdet wäre (Ver-
sammlungen, Ausstellungen, Theaterauf-
führungen, Zirkusveranstaltungen, Mes-
sen, Märkte und vergleichbare Veranstal-
tungen), kann ein Brandsicherheitsdienst
angeordnet werden.

(2) Der Brandsicherheitsdienst wird
von der öffentlichen Feuerwehr der Ge-
meinde geleistet. Art und Umfang des
Brandsicherheitsdienstes bestimmt die
Leitung der Feuerwehr. In Betrieben mit
einer Werkfeuerwehr übernimmt diese
den Brandsicherheitsdienst und deren
Leitung bestimmt dessen Art und Um-
fang. Feuerwehren, die über eine amtli-
che Anerkennung verfügen, können im
Einzelfall zugelassen werden.

(3) Für die Durchführung des Brandsi-
cherheitsdienstes werden Gebühren nach
örtlichen Gebührenordnungen erhoben.

§ 18

Brandschutzerziehung, Brandschutz -
aufklärung und Selbsthilfe

(1) Die Einwohnerinnen und Einwoh-
ner sollen über die Verhütung von Brän-
den und den sachgerechten Umgang mit
Feuer sowie das Verhalten bei Bränden
und über Möglichkeiten der Selbsthilfe
aufgeklärt werden.

(2) Die Organisationen im Sinne des
§ 27 Abs. 3 Satz 1 und 2 in Verbindung
mit § 19 Abs. 3 erhalten die Befugnis, die
Einwohnerinnen und Einwohner nach
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den in der Bundesarbeitsgemeinschaft
Erste Hilfe festgelegten Richtlinien in Ers-
ter Hilfe auszubilden.

Sechster Titel

Einheiten und Einrichtungen des 
Katastrophenschutzes 
und Organisationen 

in der Allgemeinen Hilfe

§ 19

Mitwirkung und Aufgaben der 
Einheiten und Einrichtungen 

des Katastrophenschutzes und 
der Organisationen

(1) Die Aufgabenträger nach § 2 Abs. 1
Nr. 4 können zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben bei Großschadenslagen unterhalb der
Katastrophenschwelle auch Einheiten
und Einrichtungen des Katastrophen-
schutzes alarmieren und einsetzen. Diese
bleiben während der Durchführung der-
artiger Einsätze dem Katastrophenschutz
zugeordnet.

(2) Die Aufgabenträger nach § 2 Abs. 1
können zur Erfüllung ihrer Aufgaben in
der Allgemeinen Hilfe neben der Feuer-
wehr, soweit sie es für erforderlich halten,
öffentliche und private Einheiten und Ein-
richtungen einsetzen, wenn sich diese all-
gemein zur Mitwirkung bereit erklärt ha-
ben und im Katastrophenschutz mitwir-
ken.

(3) Einheiten und Einrichtungen von
Organisationen, die juristische Personen
des Privatrechts sind und zu deren sat-
zungsmäßigen Aufgaben die Hilfeleis-
tung in der Allgemeinen Hilfe und im Ka-
tastrophenschutz gehört, sind private Ein-
heiten und Einrichtungen im Sinne dieses
Gesetzes.

(4) Einheiten und Einrichtungen, deren
Träger juristische Personen des öffentli-
chen Rechts sind, sind öffentliche Einhei-
ten und Einrichtungen im Sinne dieses
Gesetzes.

(5) Die Aufgaben der Organisationen
bei der Mitwirkung in der Allgemeinen
Hilfe richten sich nach den jeweiligen or-
ganisationseigenen Regelungen.

Siebter Titel

Abwehrender Brandschutz und 
Allgemeine Hilfe

§ 20

Gesamteinsatzleitung

(1) Die Gesamteinsatzleitung obliegt

1. dem Gemeindevorstand,

2. dem Kreisausschuss, wenn innerhalb
eines Kreisgebietes mehrere Gemein-
den betroffen sind.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann im Ein-
zelfall zur wirksamen Wahrnehmung der
Abwehrmaßnahmen die Gesamteinsatz-
leitung bestimmen oder sie übernehmen.

§ 21

Befugnisse der Gesamteinsatzleitung

(1) Die Gesamteinsatzleiterin oder der
Gesamteinsatzleiter (Gesamteinsatzlei-
tung) veranlasst nach pflichtgemäßem Er-
messen die zur Gefahrenabwehr notwen-
digen Maßnahmen. Hierbei sollen die von
den in ihrem Aufgabenbereich berührten
Fachbehörden für erforderlich gehaltenen
Maßnahmen berücksichtigt werden. Die
Gesamteinsatzleitung sorgt für die erfor-
derlichen Sicherungsmaßnahmen, soweit
diese nicht von den Polizeidienststellen
oder anderen zuständigen Stellen getrof-
fen werden. Sie hat die Befugnisse nach
dem Vierten Abschnitt des Hessischen
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vom
4. Juli 1966 (GVBl. I S. 151), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 15. Juli 1997
(GVBl. I S. 217), in der jeweils geltenden
Fassung.

(2) Sicherungsmaßnahmen der Polizei-
dienststellen oder anderer zuständiger
Stellen sollen im Einvernehmen mit der
Gesamteinsatzleitung angeordnet oder
aufgehoben werden. 

§ 22

Nachbarliche Hilfe

(1) Die Gemeinden sind verpflichtet,
bei Feuerwehreinsätzen (§ 6 Abs. 1) ei-
nander Hilfe zu leisten, sofern der eigene
Schutz dadurch nicht erheblich gefährdet
wird. Bei Großschadenslagen ordnen die
Aufsichtsbehörden die Hilfeleistung nach
pflichtgemäßem Ermessen an, auch wenn
die Sicherheit in den hilfeleistenden Ge-
meinden vorübergehend nicht gewähr-
leistet ist.

(2) Die Aufforderung zur Hilfeleistung
erfolgt nach pflichtgemäßem Ermessen
durch die Gesamteinsatzleitung, die tech-
nische Einsatzleitung oder die Aufsichts-
behörde. Die nachbarliche Hilfeleistung
soll nur angefordert werden, wenn die
örtliche Feuerwehr nicht in der Lage ist,
die Gefahr zu beseitigen.

(3) Die angeforderte Hilfeleistung er-
folgt grundsätzlich unentgeltlich. Auf An-
trag trägt die Gemeinde, der Hilfe geleis-
tet wurde, die tatsächlich entstandenen
Kosten.

§ 23

Brandschutz und Allgemeine Hilfe 
auf Verkehrswegen

Das Regierungspräsidium weist unbe-
schadet der sich aus § 2 Abs. 2 ergeben-
den Verpflichtung den öffentlichen Feuer-
wehren bestimmte Einsatzbereiche zum
Brandschutz und zur Allgemeinen Hilfe
auf Autobahnen, Kraftfahrstraßen, Was-
serstraßen und Schienenwegen zu. Den
Trägern dieser Feuerwehren sind vom
Land entsprechend Art und Umfang der
Einsatzaufgaben besondere Zuwendun-
gen zu den Kosten der Feuerwehr zu ge-
währen.
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Dritter Abschnitt

Katastrophenschutz

Erster Titel

Organisation des Katastrophenschutzes

§ 24

Begriff der Katastrophe

Katastrophe im Sinne dieses Gesetzes
ist ein Ereignis, das Leben, Gesundheit
oder die lebensnotwendige Versorgung
der Bevölkerung, Tiere, erhebliche Sach-
werte oder die natürlichen Lebensgrund-
lagen in so ungewöhnlichem Maße ge-
fährdet oder beeinträchtigt, dass zur Be-
seitigung die einheitliche Lenkung aller
Katastrophenschutzmaßnahmen sowie
der Einsatz von Einheiten und Einrichtun-
gen des Katastrophenschutzes erforder-
lich sind.

§ 25

Katastrophenschutzbehörden

(1) Katastrophenschutzbehörden sind

1. der Landrat in den Landkreisen und
der Oberbürgermeister in den kreis-
freien Städten (untere Katastrophen-
schutzbehörde),

2. das Regierungspräsidium (obere Kata-
strophenschutzbehörde),

3. das für Katastrophenschutz zuständige
Ministerium (oberste Katastrophen-
schutzbehörde).

(2) Ist eine kreisangehörige Gemeinde
während einer Katastrophe ohne Verbin-
dung mit der zuständigen Katastrophen-
schutzbehörde, so nimmt während dieser
Zeit die Bürgermeisterin oder der Bürger-
meister die Aufgaben der Katastrophen-
schutzbehörde wahr.

(3) Der Landrat in den Landkreisen,
der Oberbürgermeister in den kreisfreien
Städten und der Bürgermeister in den
kreisangehörigen Gemeinden nach Abs. 2
nimmt die Aufgabe des Katastrophen-
schutzes als Auftragsangelegenheit wahr.

(4) Das für Katastrophenschutz zustän-
dige Ministerium kann im Einzelfall be-
stimmen, dass mehrere kreisfreie Städte
und Landkreise die Aufgaben des Kata-
strophenschutzes gemeinsam wahrneh-
men; es kann eine der beteiligten unteren
Katastrophenschutzbehörden zur gemein-
samen Katastrophenschutzbehörde be-
stellen. Die entstehenden Kosten für die
gemeinsam wahrzunehmenden Aufgaben
werden von den beteiligten kreisfreien
Städten und Landkreisen im Verhältnis
ihrer Einwohnerzahlen getragen. Die be-
teiligten kreisfreien Städte und Landkrei-
se sind vorher zu hören.

§ 26

Einheiten und Einrichtungen des 
Katastrophenschutzes

(1) Einheiten und Einrichtungen des
Katastrophenschutzes bestehen für:

1. Führung,

2. Information und Kommunikation,

3. Brandschutz,

4. Gefahrstoff-ABC,

5. Sanitätswesen,

6. Betreuung,

7. Wasserrettung,

8. Bergung und Instandsetzung.

(2) Die untere Katastrophenschutzbe-
hörde kann mit Zustimmung der obersten
Katastrophenschutzbehörde Einheiten
und Einrichtungen (Regieeinheiten) bil-
den, wenn hierfür ein Bedarf besteht und
Feuerwehren oder Hilfsorganisationen
zur Aufstellung und Unterhaltung der zur
Erfüllung der für die Aufgaben erforderli-
chen Einheiten nicht bereit oder in der
Lage sind. Die Regieeinheiten gehören zu
den öffentlichen Einheiten und Einrich-
tungen im Sinne dieses Gesetzes.

(3) Die untere Katastrophenschutzbe-
hörde kann mit Zustimmung der oberen
Katastrophenschutzbehörde zusätzliche
Einheiten und Einrichtungen auf eigene
Kosten bilden, wenn sie dies für geboten
hält. Die personelle und sächliche Aus-
stattung sollen der des Landes entspre-
chen.

§ 27

Mitwirkung öffentlicher und privater 
Einheiten und Einrichtungen

(1) Die öffentlichen Einheiten und Ein-
richtungen wirken im Katastrophenschutz
mit.

(2) Die Bundesanstalt Technisches
Hilfswerk wirkt gemäß ihrer Aufgabenzu-
weisung nach dem THW-Helferrechtsge-
setz in der Allgemeinen Hilfe und im Ka-
tastrophenschutz mit.

(3) Private Träger des Katastrophen-
schutzes sind Organisationen im Sinne
des § 19 Abs. 3, die im Katastrophen-
schutz mit Einheiten und Einrichtungen
mitwirken und die zur Hilfeleistung bei
Katastrophen allgemein geeignet sind.
Voraussetzung für die Mitwirkung von
Einheiten und Einrichtungen privater Trä-
ger ist deren Anerkennung durch die un-
tere Katastrophenschutzbehörde, soweit
die Eignung nicht bereits festgestellt oder
nach § 26 Abs. 1 Satz 2 des Zivilschutz-
und Katastrophenhilfegesetzes vom
25. März 1997 (BGBl. I S. 726), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 2. April 2009
(BGBl. I S. 693), gegeben ist. Dies sind
namentlich der Bundesverband eigen-
ständiger Rettungsdienste sowie der Ar-
beiter-Samariter-Bund, die Deutsche Le-
bens-Rettungs-Gesellschaft, das Deutsche
Rote Kreuz, die Johanniter-Unfall-Hilfe
und der Malteser-Hilfsdienst. Die untere
Katastrophenschutzbehörde kann auf
schriftlichen Antrag Träger anerkennen,
wenn ein Bedarf besteht und der Träger
geeignet ist. Sie hat vor der Anerkennung
die Zustimmung des für Katastrophen-
schutz zuständigen Ministeriums einzu-
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holen. Die Anerkennung ist zu widerru-
fen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

(4) Die im Katastrophenschutz mitwir-
kenden Einheiten und Einrichtungen so-
wie deren Träger sind verpflichtet,

1. die Katastrophenschutzbehörden bei
der Durchführung ihrer Maßnahmen
zu unterstützen sowie die aufgrund
dieses Gesetzes ergangenen Vorschrif-
ten und Weisungen zu befolgen,

2. ihre Einsatzbereitschaft zu gewährleis-
ten und

3. die angeordneten Einsätze zu leisten.

Hierfür sind auch eigene Kräfte und
Sachmittel bereitzustellen. Satz 1 und 2
gelten nicht für Einheiten und Einrichtun-
gen des Bundes oder anderer Länder.

§ 28

Mitwirkung von Dienststellen

Die Gemeinden und Landkreise, die
Dienststellen des Landes sowie die sonsti-
gen der Aufsicht des Landes unterstehen-
den Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts sind ver-
pflichtet, auf Ersuchen die Katastrophen-
schutzbehörden bei der Vorbereitung der
Abwehr und der Abwehr von Katastro-
phen zu unterstützen, soweit nicht die
Wahrnehmung dringender eigener Auf-
gaben vorrangig ist.

Zweiter Titel

Maßnahmen des Katastrophenschutzes

§ 29

Vorbereitende Maßnahmen

(1) Die untere Katastrophenschutzbe-
hörde trifft die notwendigen vorbereiten-
den Maßnahmen, um eine wirksame Ka-
tastrophenabwehr zu gewährleisten. Zu
diesen Maßnahmen zählen insbesondere

1. Errichtung einer Katastrophenschutz-
leitung mit einem Katastrophenschutz-
stab und einem Verwaltungsstab, einer
Informations- und Kommunikations-
zentrale sowie einer Gefahrstoff-ABC-
Messzentrale,

2. Aufstellung von Einheiten und Ein-
richtungen des Katastrophenschutzes
mit den erforderlichen baulichen Anla-
gen und der erforderlichen Ausrüs-
tung,

3. Ausbildung und Fortbildung der An-
gehörigen des Katastrophenschutzes
einschließlich des Stabspersonals,

4. Aufstellung und Fortschreibung von
Katastrophenschutzplänen,

5. Katastrophenschutzübungen.

(2) Abs. 1 gilt sinngemäß für die obere
und die oberste Katastrophenschutzbe-
hörde. 

§ 30

Katastrophenschutzstab

Der Katastrophenschutzstab unter-
stützt die Katastrophenschutzbehörde bei

der Vorbereitung der Abwehr und der
Abwehr von Katastrophen. Ihm gehören
insbesondere Vertreterinnen oder Vertre-
ter der Feuerwehr und der Organisatio-
nen an, deren Einheiten und Einrichtun-
gen im Katastrophenschutz mitwirken.

§ 31

Katastrophenschutzpläne

(1) Die Katastrophenschutzpläne müs-
sen insbesondere die erforderlichen An-
gaben über die in einem Katastrophenfall
verfügbaren Hilfskräfte, deren Alarmie-
rung und Hilfsmittel enthalten. Sie sind
mit den benachbarten Katastrophen-
schutzbehörden abzustimmen.

(2) Für besondere Gefahrenobjekte
und Gefahrenlagen in den Aufgabenbe-
reichen der in § 26 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 ge-
nannten Einheiten und Einrichtungen des
Katastrophenschutzes sind Sonderschutz-
pläne auszuarbeiten.

§ 32

Katastrophenschutzübungen

Durch Katastrophenschutzübungen
sollen die Katastrophenschutzpläne sowie
das Zusammenwirken der im Katastro-
phenschutz mitwirkenden Einheiten und
Einrichtungen erprobt sowie die Einsatz-
bereitschaft der Einsatzkräfte überprüft
werden. Zu den Übungen können auch
Angehörige der Gesundheitsberufe nach
§ 37, Krankenhäuser nach § 2 des Hessi-
schen Krankenhausgesetzes 2002 vom
6. November 2002 (GVBl. I S. 662), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 19. Novem-
ber 2008 (GVBl. I S. 986), sowie Betreibe-
rinnen und Betreiber von Anlagen nach
§ 47 herangezogen werden.

§ 33

Abwehrende Maßnahmen

(1) Die Katastrophenschutzbehörden
haben die für die Abwehr der Katastro-
phe notwendigen Maßnahmen zu treffen.

(2) Die Einheiten und Einrichtungen
des Katastrophenschutzes sowie deren
Träger sind verpflichtet, ohne Anordnung
Hilfe zu leisten und alle Vorbereitungen
für ihren weiteren Einsatz zu treffen,
wenn Anhaltspunkte die Annahme recht-
fertigen, dass eine Katastrophe droht oder
eingetreten ist. Die zuständige Katastro-
phenschutzbehörde ist unverzüglich zu
unterrichten.

§ 34

Feststellung des Katastrophenfalles

Die untere Katastrophenschutzbehörde
stellt Eintritt und Ende des Katastrophen-
falles fest und macht dies unter Angabe
des Umfangs des betroffenen Gebietes
durch Rundfunk, Fernsehen, Tageszeitun-
gen oder auf andere Weise bekannt. Die
übergeordneten oder nachgeordneten Ka-
tastrophenschutzbehörden sowie, soweit
erforderlich, auch die benachbarten Kata-
strophenschutzbehörden sind zu unter-
richten.
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§ 35

Besondere Zuständigkeiten

(1) Die obere Katastrophenschutzbe-
hörde kann im Einzelfall die Zuständig-
keit einer anderen unteren Katastrophen-
schutzbehörde übertragen, insbesondere
wenn die Abwehrmaßnahmen wirksamer
von deren Gebiet aus zu leisten sind.

(2) Die obere oder die oberste Kata-
strophenschutzbehörde kann im Einzelfall
die Zuständigkeit an sich ziehen, insbe-
sondere wenn sich die Katastrophe auf
das Gebiet mehrerer unterer Katastro-
phenschutzbehörden erstreckt.

Dritter Titel

Gesundheitswesen

§ 36

Zusammenarbeit im Gesundheitswesen

(1) Die Aufgabenträger nach § 2 Abs. 1
arbeiten mit den in § 27 Abs. 3 Satz 3 ge-
nannten Sanitätsorganisationen, Kran-
kenhäusern nach § 32 Satz 2, Apotheken
und berufsständischen Vertretungen der
Angehörigen der Gesundheitsberufe aus
ihrem Gebiet zusammen. § 19 Abs. 1
Satz 2 bleibt unberührt.

(2) In die Alarmpläne und Einsatzplä-
ne sowie die Katastrophenschutzpläne
sind die Angehörigen der Gesundheitsbe-
rufe sowie die Stellen und Einrichtungen
des Gesundheitswesens, soweit erforder-
lich, einzubeziehen.

(3) Die Träger der Krankenhäuser nach
Abs. 1 Satz 1 sind verpflichtet, zur Mitwir-
kung im Katastrophenschutz für ihre
Krankenhäuser Krankenhauseinsatzpläne
aufzustellen und fortzuschreiben, die mit
den Katastrophenschutzplänen der Kata-
strophenschutzbehörden in Einklang ste-
hen, sowie Übungen durchzuführen. Be-
nachbarte Krankenhäuser nach Satz 1 ha-
ben sich gegenseitig zu unterstützen und
ihre Krankenhauseinsatzpläne aufeinan-
der abzustimmen.

(4) § 6 des Hessischen Rettungsdienst-
gesetzes 1998 vom 24. November 1998
(GVBl. I S. 499) und § 21 des Zivilschutz-
und Katastrophenhilfegesetzes bleiben
unberührt.

§ 37

Besondere Pflichten von Angehörigen
der Gesundheitsberufe

(1) Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztin-
nen und Zahnärzte, Tierärztinnen und
Tierärzte, Apothekerinnen und Apotheker
sowie Angehörige sonstiger Gesundheits-
berufe und das ärzt liche sowie tierärztli-
che Hilfspersonal sind im Rahmen des
Katastrophenschutzes verpflichtet, sich
hierzu für die besonderen Anforderungen
fortzubilden und auf Anforderung der Ka-
tastrophenschutzbehörde an Einsätzen,
Übungen, Lehrgängen und sonstigen
Ausbildungsveranstaltungen teilzuneh-
men und den dort ergangenen Weisun-
gen nachzukommen, falls sie ohne erheb-

liche eigene Gefahr oder Verletzung an-
derer wichtiger Pflichten in Anspruch ge-
nommen werden können.

(2) Die Landesärztekammer, die Lan-
deszahnärztekammer, die Landestierärz-
tekammer und die Landesapothekerkam-
mer sowie die berufsständischen Vertre-
tungen sorgen für die Fortbildung der im
Abs. 1 genannten Personen und erteilen
den Dienststellen die Auskünfte, die diese
zur Durchführung dieses Gesetzes benöti-
gen.

Vierter Titel

Helferinnen und Helfer

§ 38

Allgemeines

(1) Helferinnen und Helfer im Kata-
strophenschutz sind Personen, die freiwil-
lig und ehrenamtlich in Einheiten und
Einrichtungen des Katastrophenschutzes
mitwirken. Sie können sich gegenüber
dem Träger der Einheit oder Einrichtung
für eine bestimmte oder unbestimmte Zeit
zum Dienst im Katastrophenschutz ver-
pflichten, soweit ihre Mitwirkungspflicht
nicht bereits auf Grund der Zugehörigkeit
zum Träger besteht. Bei Regieeinheiten
erfolgt die Verpflichtung gegenüber der
unteren Katastrophenschutzbehörde. Von
der Verpflichtung ist die Arbeitgeberin
oder der Arbeitgeber zu unterrichten; sie
oder er kann einen Nachweis verlangen.

(2) Der Dienst im Katastrophenschutz
umfasst insbesondere die Pflicht zur Teil-
nahme an Einsätzen bei Katastrophen so-
wie an Übungen, Lehrgängen und sonsti-
gen Ausbildungsveranstaltungen. 

§ 39

Rechtsverhältnisse

(1) Soweit durch Rechtsvorschrift
nichts anderes bestimmt ist, bestehen
Rechte und Pflichten der Helferinnen und
Helfer nur gegenüber dem Träger der
Einheit oder Einrichtung, der sie angehö-
ren. Bei Regieeinheiten tritt an die Stelle
des Trägers die Gebietskörperschaft der
unteren Katastrophenschutzbehörde. Die
Rechtsverhältnisse richten sich nach der
Satzung oder den sonstigen Vorschriften
des Trägers, falls sie nicht gesetzlich ge-
regelt sind. Soweit solche Vorschriften
fehlen, gelten die Regelungen für die eh-
renamtlichen Feuerwehrangehörigen ent-
sprechend.

(2) § 11 Abs. 2 bis 8, 10 und 11 gilt ent-
sprechend.

§ 40

Haftung für Schäden

(1) Für die Haftung der Helferinnen
und Helfer gilt § 11 Abs. 12 entsprechend.

(2) Haftende Körperschaft im Sinne
des Art. 34 des Grundgesetzes ist bei Ein-
satzkräften in Einheiten oder Einrichtun-
gen des Katastrophenschutzes, deren Trä-
ger eine juristische Person des öffentli-
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chen Rechts ist, diese juristische Person,
bei anderen Einsatzkräften das Land, so-
weit nicht nach anderen Rechtsvorschrif-
ten der Bund oder eine andere Körper-
schaft haftet.

Vierter Abschnitt

Technische Einsatzleitung und 
Führungsorganisation

§ 41

Technische Einsatzleitung

(1) Die technische Einsatzleitung ob-
liegt der Einsatzleiterin oder dem Einsatz-
leiter der Feuerwehr des Schadensortes.
Wird neben der Freiwilligen Feuerwehr
oder einer Pflichtfeuerwehr eine Berufs-
feuerwehr eingesetzt, so bilden die Leite-
rinnen oder die Leiter der eingesetzten
Feuerwehren eine gemeinsame techni-
sche Einsatzleitung, die unter der Leitung
der Gemeindebrandinspektorin oder des
Gemeindebrandinspektors steht. Bei be-
sonderen Schadenslagen kann diese oder
dieser die Leitung der Einsatzleiterin oder
dem Einsatzleiter der Berufsfeuerwehr
übertragen. Der Brandschutzaufsichts-
dienst kann jederzeit selbst die techni-
sche Einsatzleitung übernehmen.

(2) Die technische Einsatzleitung in
Betrieben mit einer Werkfeuerwehr ob-
liegt der Leitung der Werkfeuerwehr.
Wird neben der Werkfeuerwehr eine öf-
fentliche Feuerwehr eingesetzt, so bilden
diese eine gemeinsame technische Ein-
satzleitung, deren Leitung die Leitung der
Werkfeuerwehr übernimmt.

(3) In Betrieben, die dem Geltungsbe-
reich des Bundesberggesetzes vom
13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 17. März
2009 (BGBl. I S.  550), unterliegen und die
nicht in den Anwendungsbereich des
§ 131 Abs. 1 Bundesberggesetz fallen,
wirken die Unternehmerin oder der Un-
ternehmer oder die von ihr oder ihm be-
stellten Personen in der Einsatzleitung
mit. Bei Bränden von Wäldern, Mooren
und Heideland wirkt die zuständige
Forstbeamtin oder der zuständige Forst-
beamte in der technischen Einsatzleitung
mit.

(4) Der technischen Einsatzleitung sind
alle in ihrem Zuständigkeitsbereich ein-
gesetzten Feuerwehren, Organisationen
sowie sonstige Hilfskräfte unterstellt. 

§ 42

Befugnisse der 
technischen Einsatzleitung

(1) Die technische Einsatzleitung ist
befugt, den Einsatz der Feuerwehren so-
wie aller Hilfskräfte zu regeln, erforderli-
che Einsatzmaßnahmen zu treffen und
zusätzliche Einsatzmittel und Einsatzkräf-
te bei der zuständigen Behörde anzufor-
dern.

(2) Die technische Einsatzleitung ist
befugt, die notwendigen Sicherungsmaß-

nahmen zu treffen, um an der Einsatzstel-
le ungehindert tätig sein zu können, so-
weit nicht entsprechende Maßnahmen
von den Polizeidienststellen oder anderen
Stellen getroffen werden. Werden Siche-
rungsmaßnahmen von den Polizeidienst-
stellen oder anderen zuständigen Stellen
angeordnet oder aufgehoben, so hat dies
im Einvernehmen mit der technischen
Einsatzleitung zu erfolgen.

(3) Die technische Einsatzleitung kann
zu ihrer Unterstützung und fachlichen Be-
ratung geeignete Personen hinzuziehen. 

§ 43

Führungsorganisation

(1) Die technische Einsatzleitung führt
grundsätzlich die Einheiten und Einrich-
tungen bei Einsätzen im Brandschutz und
in der Allgemeinen Hilfe. Sie bedient sich
hierbei der Zentralen Leitstelle.

(2) Soweit der Einsatz dies erfordern
sollte, kann die technische Einsatzleitung
Führungsassistentinnen und Führungsas-
sistenten sowie Fachberaterinnen und
Fachberater hinzuziehen.

(3) Bei größeren Schadenslagen kann
die Gesamteinsatzleitung nach § 20
Abs. 1 einen Führungsstab bilden. Dieser
bestimmt eine oder mehrere technische
Einsatzleitungen. Die Leitung dieses Füh-
rungsstabs obliegt im Fall des § 20 Abs. 1
Nr. 2 der Kreisbrandinspektorin oder dem
Kreisbrandinspektor oder der Leiterin
oder dem Leiter der Berufsfeuerwehr. Die
Gesamteinsatzleitung kann davon abwei-
chende Regelungen treffen. Dem Füh-
rungsstab gehören als Fachberaterinnen
und Fachberater sowie Führungsassisten-
tinnen und Führungsassistenten weiter-
hin Führungskräfte der Organisationen
und Dienststellen an, deren Einheiten
und Einrichtungen im Brandschutz und in
der Allgemeinen Hilfe mitwirken.

(4) Zur Vorbereitung der Abwehr und
zur Abwehr von Katastrophen wird ein
Katastrophenschutzstab gebildet, der die
Katastrophenschutzbehörde unterstützt.
Ihm gehören insbesondere Vertreterinnen
oder Vertreter der Feuerwehr und der Or-
ganisationen an, deren Einheiten und
Einrichtungen im Katastrophenschutz
mitwirken. Er bestimmt eine oder mehre-
re technische Einsatzleitungen.

(5) Die Katastrophenschutzbehörde
ordnet den Einsatz der erforderlichen Ein-
heiten und Einrichtungen an. Sie bedient
sich hierbei der Zentralen Leitstelle als
Informations- und Kommunikationszen-
trale.

(6) Die technische Einsatzleitung kann
zu ihrer Unterstützung fachlich geeignete
Personen als Fachberaterinnen und Fach-
berater hinzuziehen. Geht die Katastro-
phe von einem Betrieb aus oder haben
die Maßnahmen der Katastrophenabwehr
erhebliche direkte Auswirkungen auf ei-
nen Betrieb, ist eine Vertreterin oder ein
Vertreter des Betriebes hinzuzuziehen.
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(7) Für die Dauer der Abwehrmaßnah-
men sind alle an der Katastrophenabwehr
beteiligten Einsatzkräfte einschließlich
der nach § 28 mitwirkenden Einsatzkräfte
der die Abwehrmaßnahmen leitenden Ka-
tastrophenschutzbehörde unterstellt. 

Fünfter Abschnitt

Pflichten der Bevölkerung

§ 44

Gefahrenmeldung

(1) Wer einen Brand oder ein anderes
Schadensereignis oder Gefahrenereignis
bemerkt, durch das Menschen, Tiere, er-
hebliche Sachwerte oder die natürlichen
Lebensgrundlagen gefährdet sind, ist ver-
pflichtet, dies unverzüglich über den Not-
ruf 112 zu melden. Wer um Übermittlung
einer Gefahrenmeldung ersucht wird, ist
im Rahmen der ihm gegebenen Möglich-
keiten hierzu verpflichtet.

(2) Bei einem Brand oder einem sonsti-
gen Schadensereignis oder Gefahrener-
eignis in einem Betrieb mit einer Werk-
feuerwehr ist der Betrieb verpflichtet, dies
unverzüglich der Zentralen Leitstelle zu
melden, sofern die Gefahr nicht mit eige-
nen Mitteln oder Kräften beseitigt werden
oder sich durch das Schadensereignis
Auswirkungen auf das Gebiet der Ge-
meinde ergeben können.

§ 45

Vorsorgepflicht der Eigentümerinnen 
und Eigentümer sowie Besitzerinnen 

und Besitzer von Grundstücken

(1) Eigentümerinnen und Eigentümer,
Besitzerinnen und Besitzer sowie sonstige
Nutzungsberechtigte baulicher Anlagen,
die besonders brand- oder explosionsge-
fährdet sind, oder durch die im Falle eines
Brandes, einer Explosion oder eines sons-
tigen gefahrbringenden Ereignisses eine
größere Anzahl von Menschen, Tiere oder
erhebliche Sachwerte gefährdet werden
können, können, soweit nicht eine gesetz-
liche Verpflichtung besteht, von der zu-
ständigen Behörde nach § 16 Abs. 1 ver-
pflichtet werden, auf eigene Kosten zum
Zwecke der Verhütung oder Bekämpfung
von Bränden, Explosionen und sonstigen
gefahrbringenden Ereignissen

1. die erforderlichen Geräte und Einrich-
tungen bereitzustellen, zu unterhalten
und für deren ordnungsgemäße Bedie-
nung zu sorgen,

2. für die Bereitstellung von ausreichen-
den Löschmittelvorräten und anderen
notwendigen Materialien zu sorgen,

3. alle weiteren notwendigen organisato-
rischen Vorkehrungen zu treffen, ins-
besondere betriebliche Alarmpläne
und Gefahrenabwehrpläne aufzustel-
len und fortzuschreiben, die mit den
Alarmplänen, den Einsatzplänen und
den Katastrophenschutzplänen abge-
stimmt sind, sowie Übungen durchzu-
führen,

4. eine jederzeit verfügbare und gegen
Missbrauch geschützte Verbindung zu
einer Zen tralen Leitstelle für den
Brandschutz, den Katastrophenschutz
und den Rettungsdienst einzurichten
und zu unterhalten,

5. Brandmeldeanlagen an die öffentliche
Empfangseinrichtung bei der Zentra-
len Leitstelle anzuschließen,

6. entsprechend den örtlichen Erforder-
nissen eine Gebäudefunkanlage ein-
zurichten, zu unterhalten und auf ei-
nem, den Funkanlagen nach § 5 Abs. 1
Nr. 7 entsprechenden Stand der Tech-
nik zu halten.

(2) Die Herstellung, Verarbeitung und
Lagerung von Sachen und Stoffen mit be-
sonderer Brandgefahr, Explosionsgefahr
oder sonstiger Gefahr und das Erforder-
nis, im Falle von Bränden besondere
Löschmittel einzusetzen, sind der Ge-
meinde unverzüglich anzuzeigen. Über
die Besonderheiten des Lagergutes oder
Verarbeitungsgutes sind außerdem an
den Zugängen zu den Lagerstätten oder
Verarbeitungsstätten entsprechende Hin-
weise anzubringen.

(3) Eigentümerinnen und Eigentümer,
Besitzerinnen und Besitzer sowie sonstige
Nutzungsberechtigte abgelegener bauli-
cher Anlagen, die nicht über eine ausrei-
chende Löschwasserversorgung verfügen,
können von der Gemeinde verpflichtet
werden, ausreichende Löschmittel bereit-
zustellen.

§ 46

Duldungspflichten der 
Eigentümerinnen und Eigentümer 
sowie Besitzerinnen und Besitzer 

von Grundstücken

(1) Eigentümerinnen und Eigentümer,
Besitzerinnen und Besitzer sowie sonstige
Nutzungsberechtigte von Grundstücken,
baulichen Anlagen, Schiffen oder Luft-
fahrzeugen sind verpflichtet, im Gefah-
renfalle den Einsatzkräften der Feuer-
wehr und des Katastrophenschutzes den
Zutritt zu ihren Grundstücken, Gebäu-
den, Anlagen, Einrichtungen und Lager-
stätten, Schiffen oder Luftfahrzeugen zu
gestatten. Sie haben Wasservorräte und
Löschmittelvorräte, die sich in ihrem Be-
sitz befinden oder auf ihrem Grundstück
gewonnen werden können, für den Ein-
satz zur Verfügung zu stellen. Sie haben
die von der Gesamteinsatzleitung oder
der technischen Einsatzleitung angeord-
neten Maßnahmen zu dulden, insbeson-
dere die Räumung des Grundstückes oder
die Beseitigung von Gebäuden, Gebäude-
teilen, Anlagen, Einfriedungen und Pflan-
zen.

(2) Die Verpflichtungen nach Abs. 1
obliegen auch den Eigentümerinnen und
Eigentümern, Besitzerinnen und Besit-
zern sowie sonstigen Nutzungsberechtig-
ten der in der Nähe der Einsatzstelle ge-
legenen Grundstücke und Gebäude.

(3) Maßnahmen nach Abs. 1 und 2
dürfen nicht zu Schäden führen, die er-
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kennbar außer Verhältnis zu dem beab-
sichtigten Erfolg stehen.

(4) Eigentümerinnen und Eigentümer,
Besitzerinnen und Besitzer sowie sonstige
Nutzungsberechtigte von Grundstücken,
baulichen Anlagen, Schiffen oder Luft-
fahrzeugen sind verpflichtet, das Anbrin-
gen von Alarm- und Warneinrichtungen
sowie Hinweisschildern für Zwecke des
Brandschutzes, der Allgemeinen Hilfe
und des Katastrophenschutzes entschädi-
gungslos zu dulden. 

§ 47

Pflichten einer Betreiberin oder 
eines Betreibers einer Anlage

mit besonderem Gefahrenpotenzial

(1) Die Betreiberin oder der Betreiber
einer kerntechnischen Anlage oder einer
anderen Anlage, bei der nicht auszu-
schließen ist, dass ein Freiwerden des in
ihr vorhandenen Gefahrenpotenziales ei-
ne Katastrophe verursachen kann (Anla-
ge mit besonderem Gefahrenpotenzial),
ist verpflichtet, auf ihre oder auf seine
Kosten die Katastrophenschutzbehörde
bei der Durchführung ihrer Maßnahmen
für die Vorbereitung der Abwehr und bei
der Abwehr von Katastrophen zu unter-
stützen. Sie oder er hat insbesondere

1. gegen Ausfall und Missbrauch ge-
schützte Verbindungen herzustellen
und zu unterhalten, die die Kommuni-
kation zwischen ihren oder seinen Ein-
richtungen und der Katastrophen-
schutzbehörde sicherstellen,

2. auf Anforderung an Übungen oder
sonstigen Ausbildungsveranstaltungen
der Katastrophenschutzbehörde teilzu-
nehmen.

(2) Die Katastrophenschutzbehörde
kann die Betreiberin oder den Betreiber
bei Vorliegen der Voraussetzungen nach
Abs. 1 Satz 1 verpflichten, Sirenen zur
Warnung und Unterrichtung der Bevölke-
rung innerhalb und außerhalb des Be-
triebsgeländes aufzubauen, zu unterhal-
ten und bei Bedarf zu betreiben. Die Auf-
sichtsbehörde kann andere geeignete Ge-
räte zulassen.

§ 48

Externe Notfallpläne für schwere 
Unfälle mit gefährlichen Stoffen

(1) Für Betriebsbereiche im Sinne der
Störfall-Verordnung in der Fassung vom
8. Juni 2005 (BGBl. I S. 1599), für die ein
Sicherheitsbericht im Sinne der Richtlinie
96/82/EG des Rates vom 9. Dezember
1996 zur Beherrschung der Gefahren bei
schweren Unfällen mit gefährlichen Stof-
fen (ABl. EG Nr. L 10 1997 S. 13), zuletzt
geändert durch Verordnung (EG)
Nr. 1137/2008 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 22. Oktober
2008 (ABl. EU Nr. L 311 S. 1), zu erstellen
ist, hat die untere Katastrophenschutzbe-
hörde einen externen Notfallplan zu er-
stellen, um

1. Schadensfälle einzudämmen und unter
Kontrolle zu bringen, sodass die Fol-

gen möglichst gering gehalten und
Schäden für Menschen, natürliche Le-
bensgrundlagen und Sachen begrenzt
werden können,

2. Maßnahmen zum Schutz von Men-
schen und natürlichen Lebensgrundla-
gen vor den Folgen schwerer Unfälle
einzuleiten,

3. notwendige Informationen an die Öf-
fentlichkeit sowie betroffene Behörden
oder Dienststellen in dem betreffenden
Gebiet weiterzugeben,

4. Aufräumarbeiten und Maßnahmen zur
Wiederherstellung der natürlichen Le-
bensgrundlagen nach einem schweren
Unfall einzuleiten.

(2) Externe Notfallpläne müssen Anga-
ben enthalten über

1. Namen und Stellung der Personen, die
zur Einleitung von Sofortmaßnahmen
sowie zur Durchführung und Koordi-
nierung von Maßnahmen außerhalb
des Betriebsgeländes ermächtigt sind,

2. Vorkehrungen zur Entgegennahme
von Frühwarnungen sowie zur Alarm-
auslösung und zur Benachrichtigung
der Einsatzkräfte,

3. Vorkehrungen zur Koordinierung der
zur Umsetzung des externen Notfall-
plans notwendigen Einsatzmittel,

4. Vorkehrungen zur Unterstützung von
Abhilfemaßnahmen auf dem Betriebs-
gelände,

5. Vorkehrungen für Abhilfemaßnahmen
außerhalb des Betriebsgeländes,

6. Vorkehrungen zur Unterrichtung der
Öffentlichkeit über den Unfall sowie
über das richtige Verhalten,

7. Vorkehrungen zur Unterrichtung der
Einsatzkräfte ausländischer Staaten
bei einem schweren Unfall mit mögli-
chen grenzüberschreitenden Folgen.

(3) Die Betreiberin oder der Betreiber
eines Betriebsbereichs hat der unteren
Katastrophenschutzbehörde die für die
Erstellung externer Notfallpläne erforder-
lichen Informationen vor der erstmaligen
Inbetriebnahme zu übermitteln.

(4) Die Entwürfe der externen Notfall-
pläne sind zur Anhörung der Öffentlich-
keit für die Dauer eines Monats öffentlich
auszulegen. Die geheimhaltungsbedürfti-
gen Teile der externen Notfallpläne, ins-
besondere dem Datenschutz unterliegen-
de personenbezogene Angaben, verdeck-
te Telefonnummern oder interne Anwei-
sungen, sind hiervon ausgenommen. Ort
und Dauer der Auslegung sind vorher öf-
fentlich bekanntzumachen mit dem Hin-
weis, dass Bedenken und Anregungen
während der Auslegungsfrist vorgebracht
werden können. Die fristgemäß vorge-
brachten Bedenken und Anregungen sind
zu prüfen; das Ergebnis ist mitzuteilen.
Haben mehr als 50 Personen Bedenken
und Anregungen mit im wesentlichen
gleichem Inhalt vorgebracht, kann die
Mitteilung des Ergebnisses der Prüfung
dadurch ersetzt werden, dass diesen Per-
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sonen die Einsicht in das Ergebnis ermög-
licht wird. Die Stelle, bei der das Ergebnis
der Prüfung während der Dienststunden
eingesehen werden kann, ist öffentlich
bekanntzumachen. Wird der Entwurf des
externen Notfallplans nach der Ausle-
gung geändert oder ergänzt, ist er erneut
auszulegen. Bei der erneuten Auslegung
kann bestimmt werden, dass Bedenken
oder Anregungen nur zu den geänderten
oder ergänzten Teilen vorgebracht wer-
den können. Werden durch die Änderung
oder Ergänzung des Entwurfs die Grund-
züge der Planung nicht berührt oder sind
Änderungen oder Ergänzungen im Um-
fang geringfügig oder von geringer Be-
deutung, kann von einer erneuten öffent-
lichen Auslegung abgesehen werden.

(5) Die untere Katastrophenschutzbe-
hörde hat die von ihr erstellten externen
Notfallpläne in angemessenen Abständen
von höchstens drei Jahren unter Beteili-
gung der Betreiberin oder des Betreibers
und unter Berücksichtigung des internen
Notfallplans zu überprüfen, zu erproben
und erforderlichenfalls zu überarbeiten
und auf den neuesten Stand zu bringen.
Bei dieser Überprüfung sind Veränderun-
gen in den Betrieben und den Notdiens-
ten, neue technische Erkenntnisse und
Erkenntnisse darüber, wie bei schweren
Unfällen zu handeln ist, zu berücksichti-
gen. Werden externe Notfallpläne nach
der Überprüfung geändert oder aktuali-
siert, sind sie erneut nach Abs. 4 auszule-
gen.

(6) Die untere Katastrophenschutzbe-
hörde kann im Benehmen mit der für die
Durchführung der Störfall-Verordnung
zuständigen Behörde aufgrund der Infor-
mationen in dem Sicherheitsbericht ent-
scheiden, dass sich die Erstellung eines
externen Notfallplans erübrigt. Die Ent-
scheidung ist zu begründen.

§ 48a

Externe Notfallpläne für Abfallentsor-
gungseinrichtungen

Für die unter Art. 6 der Richtlinie
2006/21/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 15. März 2006 über
die Bewirtschaftung von Abfällen aus der
mineralgewinnenden Industrie und zur
Änderung der Richtlinie 2004/35/EG
(ABl. EU Nr. L 102 S. 15) fallenden Abfall-
entsorgungseinrichtungen der Katego  -
rie A gilt § 48 Abs. 1 bis 5 entsprechend.

§ 49

Hilfeleistungspflichten

(1) Die Gesamteinsatzleitung oder die
technische Einsatzleitung ist nach pflicht-
gemäßem Ermessen berechtigt, über 18
Jahre alte Personen zu Hilfeleistungen
heranzuziehen, um von der Allgemeinheit
oder dem Einzelnen eine unmittelbar be-
vorstehende Gefahr abzuwehren oder er-
hebliche Schäden zu beseitigen, falls die
heranzuziehenden Personen ohne erheb-
liche eigene Gefahr oder Verletzung an-
derer wichtiger Pflichten in Anspruch ge-

nommen werden können. Die zur Hilfe-
leistung herangezogenen Personen haben
den Anordnungen nachzukommen.

(2) Auf Anforderung der Gesamtein-
satzleitung oder der technischen Einsatz-
leitung sind dringend benötigte Hilfsmit-
tel, insbesondere Fahrzeuge, Geräte, Ma-
schinen, bauliche Anlagen, Einrichtungen
oder Tiere, die zur Abwehr einer unmit-
telbar bevorstehenden Gefahr oder zur
Beseitigung einer öffentlichen Notlage
geeignet und erforderlich sind, von jeder
Person zur Verfügung zu stellen.

§ 50

Entschädigung

(1) Wer nach § 46 oder § 49 in An-
spruch genommen wird, kann von dem
Aufgabenträger, in dessen Gebiet die
Einsatzstelle liegt, Ersatz des ihm hier-
durch entstandenen Schadens verlangen,
jedoch nur insoweit, als er nicht auf ande-
re Weise Ersatz zu erlangen vermag. Der
entgangene Gewinn wird nicht ersetzt.
Satz 1 und 2 gelten entsprechend, wenn
ein Dritter nach § 49 in Anspruch genom-
men wird, ohne verantwortliche Person
im Sinne des § 6 oder des § 7 des Hessi-
schen Gesetzes über die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung zu sein.

(2) Ein Ersatzanspruch besteht nicht,
soweit die Maßnahmen zum Schutz der
Gesundheit oder des Eigentums der ge-
schädigten Person, der zu ihrem Haushalt
gehörenden Personen oder ihrer Betriebs-
angehörigen getroffen worden sind.

(3) Der zur Entschädigung verpflichte-
te Aufgabenträger kann für Entschädi-
gungen, die er nach Abs. 1 leistet, von der
Person Ersatz verlangen, die schuldhaft
das den Einsatz erfordernde Ereignis ver-
ursacht hat oder für den dadurch entstan-
denen Schaden nach einer besonderen
gesetzlichen Bestimmung auch ohne Ver-
schulden haftet.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten entspre-
chend, wenn jemand, ohne nach § 46
oder § 49 in Anspruch genommen worden
zu sein, Leistungen erbringt, die zur Ge-
fahrenbekämpfung vom Aufgabenträger
als notwendig anerkannt werden.

Sechster Abschnitt

Erster Titel

Ergänzende Bestimmungen

§ 51

Pflichten der am 
Einsatzort Anwesenden

Alle am Einsatzort anwesenden Perso-
nen haben in Fällen des Brandschutzes,
der Allgemeinen Hilfe und des Katastro-
phenschutzes Anordnungen der Einsatz-
leitung im Sinne dieses Gesetzes (§§ 20,
41, 42) oder der von ihr beauftragten Per-
son über die Räumung, Absperrung oder
Sicherung des Einsatzortes unverzüglich
zu befolgen.
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§ 52

Ausschluss der Heranziehung 
für militärische und 

polizeiliche Aufgaben

Feuerwehren sowie Einheiten und Ein-
richtungen des Katastrophenschutzes
dürfen militärischen Dienststellen oder
Polizeidienststellen nicht zugeteilt oder
unterstellt werden. Die Heranziehung zur
Bekämpfung von politischen Unruhen
und Arbeitskämpfen, zur Bekämpfung
von Straftaten oder zu sonstigen Aufga-
ben, die von den Polizeibehörden oder
den Gefahrenabwehrbehörden zu erfül-
len sind, ist nicht zulässig. Die Amtshilfe
nach Maßgabe anderer Rechtsvorschrif-
ten bleibt unberührt. 

§ 53

Landesfeuerwehrschule

(1) Die Landesfeuerwehrschule ist zen-
trale Aus- und Fortbildungsstätte für den
Brandschutz und die Allgemeine Hilfe.
Sie führt auch Ausbildungs- und Fortbil-
dungsmaßnahmen im Katastrophenschutz
durch. Ihr können weitere Aufgaben
übertragen werden.

(2) Die Leiterin oder der Leiter der
Landesfeuerwehrschule stellt die Lehr-
gangspläne auf. Sie bedürfen der Zustim-
mung des für den Brandschutz, die Allge-
meine Hilfe und den Katastrophenschutz
zuständigen Ministeriums. 

§ 54

Leitstellen

(1) Die Wahrnehmung der Aufgaben
der Zentralen Leitstelle (§ 4 Abs. 1 Nr. 6)
bestimmt sich nach § 5 des Hessischen
Rettungsdienstgesetzes und den hierzu
ergangenen Rechtsverordnungen. Bei
Einsätzen der Feuerwehr oder des Katas -
trophenschutzes hat die Zentrale Leitstel-
le eine unterstützende Funktion für die
technische Einsatzleitung nach § 43
Abs. 1 Satz 2 und die Katastrophen-
schutzbehörde nach § 43 Abs. 5 Satz 2.
Sie ist an die Entscheidungen der techni-
schen Einsatzleitung oder der Katastro-
phenschutzbehörde gebunden.

(2) Die Zentrale Leitstelle nimmt für
den Katastrophenschutz die Aufgaben
der Informations- und Kommunikations-
zentrale wahr. § 60 Abs. 1 Satz 1 in Ver-
bindung mit § 2 Abs. 1 bleibt unberührt.

§ 55

Datenschutz

(1) Für die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten gelten die Bestimmungen
des Hessischen Datenschutzgesetzes in
der Fassung vom 7. Januar 1999 (GVBl. I
S. 98) nach Maßgabe der folgenden Vor-
schriften.

(2) Die Feuerwehren, die Katastro-
phenschutzbehörden und die Aufsichts-
behörden sowie die Landesfeuerwehr-
schule dürfen für Einsätze sowie für die
Ausbildung und Fortbildung notwendige
personenbezogene Daten von Feuerwehr-

angehörigen und Helferinnen oder Hel-
fern im Katastrophenschutz im erforderli-
chen Umfang verarbeiten. Hierzu zählen
nur folgende Daten:

1. Name,

2. Vornamen,

3. Geburtsdatum,

4. Anschrift,

5. Beruf,

6. Angaben über die körperliche Taug-
lichkeit und Eigenschaften,

7. Datum des Eintritts in die Feuerwehr
oder der Verpflichtung in der Einheit
und Einrichtung des Katastrophen-
schutzes,

8. Name der Feuerwehr oder Bezeich-
nung der Einheit oder Einrichtung
des Katastrophenschutzes,

9. Dienstgrad, Beförderungen,

10. Funktion in der Feuerwehr oder in
der Einheit und Einrichtung des Kata-
strophenschutzes,

11. Ausbildungslehrgänge und Fortbil-
dungslehrgänge einschließlich der
Beurteilungsergebnisse,

12. besondere Kenntnisse und Fähigkei-
ten,

13. Telefonnummern und Telefaxnum-
mern sowie Angaben über die Er-
reichbarkeit,

14. Beschäftigungsstelle und Bankver-
bindungen.

(3) Bei der Erfüllung von Entschädi-
gungsansprüchen und Erstattungsansprü-
chen nach § 11 und § 50 dürfen die zur
Erstattung Verpflichteten personenbezo-
gene Daten im dafür erforderlichen Um-
fang verarbeiten. Hierzu zählen nur fol-
gende Daten:

1. Die in Abs. 1 Nr. 1 bis 5 genannten Da-
ten,

2. Name und Anschrift der Arbeitgeberin
oder des Arbeitgebers,

3. Höhe und Art der Ansprüche sowie
Bankverbindungen.

(4) Die Feuerwehren, die Katastro-
phenschutzbehörden sowie die Aufsichts-
behörden können die für die Erstellung
von Katastrophenschutzplänen notwendi-
gen personenbezogenen Daten von An-
gehörigen von Betrieben oder Einrichtun-
gen mit erhöhter Brand- oder Explosions-
gefahr oder anderen besonderen Gefah-
ren im erforderlichen Umfang verarbei-
ten.

Hierzu zählen nur folgende Daten:

1. Name,

2. Vornamen,

3. Anschrift,

4. Beruf und Funktion im Betrieb,

5. Telefonnummern und Telefaxnummern
sowie Angaben über die Erreichbar-
keit.
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(5) Für die Erstellung einer landeswei-
ten Statistik für den Brandschutz oder den
Katastrophenschutz dürfen die Feuerweh-
ren und die Katastrophenschutzbehörden
sowie die zuständigen Aufsichtsbehörden
nur folgende Daten im erforderlichen
Umfang verarbeiten:

1. Anzahl der geschädigten oder betrof-
fenen Personen,

2. Ort des Ereignisses,

3. Datum und Uhrzeit des Ereignisses,

4. Art des Ereignisses.

§ 56

Landesbeirat für Brandschutz, 
Allgemeine Hilfe 

und Katastrophenschutz

Das für den Brandschutz, die Allge-
meine Hilfe und den Katastrophenschutz
zuständige Ministerium bestellt zu seiner
Beratung einen Landesbeirat für Brand-
schutz, Allgemeine Hilfe und Katastro-
phenschutz, der in grundsätzlichen Ange-
legenheiten des Brandschutzes, der All-
gemeinen Hilfe und des Katastrophen-
schutzes zu hören ist. Dem Landesbeirat
gehören insbesondere Vertreterinnen und
Vertreter der kommunalen Spitzenver-
bände, der Interessenvertretungen, des
Landesfeuerwehrverbandes Hessen und
der Landesverbände der Organisationen,
die mit ihren Einheiten und Einrichtun-
gen im Katastrophenschutz mitwirken,
an.

§ 57

Übungen

Übungen und Ausbildungsveranstal-
tungen für den Brandschutz, die Allge-
meine Hilfe und den Katastrophenschutz
sind mit Rücksicht auf bestehende Ar-
beits- und Dienstverhältnisse der ehren-
amtlichen Feuerwehrangehörigen sowie
der Helferinnen und Helfer im Katastro-
phenschutz möglichst in die arbeitsfreie
Zeit zu legen. Soweit es zur Erreichung
des Übungszieles erforderlich ist, können
Übungen auch an gesetzlichen Feierta-
gen stattfinden.

Zweiter Titel

Aufsicht

§ 58

Aufsichtsbefugnisse im Brandschutz 
und in der Allgemeinen Hilfe

(1) Der Kreisausschuss zieht bei Aus-
übung seiner Aufsichtsfunktion in brand-
schutztechnischen Angelegenheiten die
Kreisbrandinspektorin oder den Kreis-
brandinspektor heran.

(2) Für die Aufsicht über die Gemein-
den und Landkreise in Angelegenheiten
des Brandschutzes und der Allgemeinen
Hilfe gelten die Bestimmungen des Sie-
benten Teils der Hessischen Gemeinde-
ordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142),

zuletzt geändert durch Gesetz vom
15. November 2007 (GVBl. I S. 757), in
der jeweils geltenden Fassung, und des
§ 54 der Hessischen Landkreisordnung in
der Fassung der Bekanntmachung vom
7. März 2005 (GVBl. I S. 183), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 21. Juli 2006
(GVBl. I S. 394), in der jeweils geltenden
Fassung, entsprechend.

(3) Die Aufsichtsbehörden sind berech-
tigt, jederzeit Leistungsstand und Einsatz-
bereitschaft der öffentlichen Feuerwehren
zu überprüfen.

§ 59

Aufsichtsbefugnisse im 
Katastrophenschutz

(1) Die untere Katastrophenschutzbe-
hörde beaufsichtigt die im Katastrophen-
schutz mitwirkenden privaten Einheiten
und Einrichtungen und überwacht dabei
insbesondere deren Aufstellung, Ausbil-
dung und Ausstattung. Bei der Aufsicht
sind die Träger der privaten Einheiten
und Einrichtungen zu beteiligen.

(2) Bei Übungen, Lehrgängen und
sonstigen Ausbildungsveranstaltungen,
die eine Katastrophenschutzbehörde an-
geordnet oder genehmigt hat, unterste-
hen die beim Katastrophenschutz mitwir-
kenden Einheiten und Einrichtungen den
Weisungen der anordnenden Katastro-
phenschutzbehörde. Hinsichtlich der
Wartung und Pflege ihrer mit öffentlichen
Mitteln erworbenen oder unterhaltenen
Ausstattung unterstehen die beim Kata-
strophenschutz mitwirkenden privaten
Einheiten und Einrichtungen den Weisun-
gen der unteren Katastrophenschutzbe-
hörde.

(3) Die Aufsichtsbehörden sind berech-
tigt, jederzeit Leistungsstand und Einsatz-
bereitschaft der Einheiten und Einrich-
tungen des Katastrophenschutzes zu
überprüfen.

(4) Die Aufsichtsbehörden können den
unteren Katastrophenschutzbehörden
Weisungen im Einzelfall erteilen. Im Übri-
gen gelten für die Aufsicht im Katastro-
phenschutz die Bestimmungen der Hessi-
schen Gemeindeordnung. 

Dritter Titel

Kosten

§ 60

Kostenpflicht

(1) Soweit gesetzlich nichts anderes
bestimmt ist, tragen die Gebietskörper-
schaften und die privaten Organisationen
die Personalkosten und Sachkosten für
die ihnen nach diesem Gesetz obliegen-
den Aufgaben. Das Land beteiligt sich
nach Maßgabe der Haushaltsansätze in
angemessenem Umfang durch Zuwen-
dungen aus allgemeinen Haushaltsmit-
teln und aus dem Aufkommen der Feuer-
schutzsteuer.

(2) Die den Gemeinden und Landkrei-
sen durch dieses Gesetz entstehenden
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Kosten im Bereich des Brandschutzes und
der Allgemeinen Hilfe werden mit dem
Finanzausgleich abgegolten. Entspre-
chendes gilt für die Landkreise und kreis-
freien Städte im Bereich des Katastro-
phenschutzes.

(3) Kosten der Landesfeuerwehrschule
sind auch die Reisekosten, Tagegelder
und der Ersatz des Verdienstausfalls der
Lehrgangsteilnehmerinnen und Lehr-
gangsteilnehmer. Außerdem trägt das
Land einen Teil der Kosten für die Teil-
nahme an den von dem für Brandschutz,
Allgemeine Hilfe und Katastrophenschutz
zuständigen Ministerium anerkannten
Lehrgängen und Ausbildungsveranstal-
tungen.

(4) Die durch den Einsatz von Kräften
des Bundes oder anderer Länder sowie
der verbündeten Streitkräfte entstehen-
den Kosten trägt die Gebietskörperschaft,
deren Katastrophenschutzbehörde den
Einsatz geleitet hat. Das Land trägt die
Kosten für die Einsätze in anderen Län-
dern, sofern nicht von anderen Stellen die
Einsatzkosten übernommen werden.

(5) Wird die Zuständigkeit einer ande-
ren unteren Katastrophenschutzbehörde
übertragen, so kann sie von der Gebiets-
körperschaft der örtlich zuständigen Kata-
strophenschutzbehörde Ersatz der durch
die Übertragung ihrer Gebietskörper-
schaft verursachten Aufwendungen ver-
langen.

§ 61

Kostenersatz der Feuerwehren

(1) Der Einsatz der öffentlichen Feuer-
wehren ist bei Bränden und im Falle einer
Katastrophe infolge von Naturereignissen
für den Geschädigten gebührenfrei. Dies
gilt nicht in den Fällen des Abs. 2.

(2) Die Gemeinde ist berechtigt, Ersatz
der der Feuerwehr bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben entstandenen Kosten zu ver-
langen

1. von der Brandstifterin oder dem
Brandstifter, die oder der nicht selbst
Geschädigte oder Geschädigter ist,

2. von der Geschädigten oder dem Ge-
schädigten, wenn sie oder er den Ein-
satz der Feuerwehr vorsätzlich oder
grob fahrlässig verursacht hat,

3. von der Fahrzeughalterin oder dem
Fahrzeughalter oder der Fahrzeugfüh-
rerin oder dem Fahrzeugführer, wenn
der Brand beim Betrieb von Kraft-,
Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeu-
gen entstanden ist; § 7 Abs. 2 Satz 2
des Hessischen Gesetzes über die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung in
der Fassung vom 14. Januar 2005
(GVBl. I S. 14), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 19. November 2008
(GVBl. I S. 970), gilt entsprechend,

4. von der Betreiberin oder dem Betrei-
ber, wenn der Einsatz der Feuerwehr
bei einer Anlage mit besonderem Ge-
fahrenpotenzial erforderlich geworden
ist,

5. von der Betreiberin oder dem Betrei-
ber von Gewerbe- oder Industriebe-
trieben für aufgewendete Sonderlösch-
mittel bei Bränden in den Gewerbe-
und Industriebetrieben,

6. von der Person, die wider besseres
Wissen oder in grob fahrlässiger Un-
kenntnis der Tatsachen die Feuerwehr
alarmiert,

7. von der Eigentümerin oder dem Eigen-
tümer oder der Besitzerin oder dem
Besitzer einer Brandmeldeanlage,
wenn diese Anlage einen Fehlalarm
auslöst,

8. von der Person, die den Einsatz der
Feuerwehr durch nicht angezeigtes,
aber nach § 3 Abs. 5 Satz 1 der Verord-
nung über die Beseitigung von pflanz-
lichen Abfällen außerhalb von Abfall-
beseitigungsanlagen vom 17. März
1975 (GVBl. I S. 48) anzeigepflichtiges
Verbrennen von Abfällen verursacht
hat.

(3) Für alle übrigen Leistungen, insbe-
sondere in Fällen der Allgemeinen Hilfe,
sind die Kosten nach allgemeinen gesetz-
lichen Bestimmungen oder nach örtlichen
Gebührenordnungen zu erstatten. Kos-
tenpflichtig ist

1. die Person, deren Verhalten die Leis-
tung erforderlich gemacht hat; § 6
Abs. 2 und 3 des Hessischen Gesetzes
über die öffentliche Sicherheit und
Ordnung gilt entsprechend,

2. die Person, die die tatsächliche Gewalt
über eine Sache oder ein Tier ausübt,
deren oder dessen Zustand die Leis-
tung erforderlich gemacht hat, oder
die Eigentümerin oder der Eigentümer
einer solchen Sache oder eines solchen
Tieres; § 7 Abs. 2 Satz 2 des Hessi-
schen Gesetzes über die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung gilt entspre-
chend,

3. die Person, auf deren Verlangen oder
in deren Interesse die Leistung er-
bracht wurde.

(4) Besteht neben der Pflicht der öf-
fentlichen Feuerwehr zur Schadensbe-
kämpfung in den Fällen der Allgemeinen
Hilfe die Pflicht einer anderen Behörde
zur Schadensverhütung und Schadensbe-
kämpfung, so sind der Gemeinde die Kos-
ten für den Feuerwehreinsatz vom
Rechtsträger der anderen Behörde nach
allgemeinen Rechtsvorschriften oder nach
örtlichen Gebührenordnungen zu erstat-
ten.

(5) Die Gemeinden können Pauschal-
sätze für den Ersatz der der Feuerwehr
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach
Abs. 2 bis 4 entstandenen Kosten ein-
schließlich der Entgelterstattungen nach
§ 11 Abs. 8 Satz 1 und 5 und der Aufwen-
dungen für ehrenamtliche Tätigkeiten
durch örtliche Gebührenordnungen fest-
legen. § 10 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Geset-
zes über kommunale Abgaben vom
17. März 1970 (GVBl. I S. 225), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 31. Januar 2005
(GVBl. I S. 54), gilt entsprechend mit der
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Maßgabe, dass bei der Erfüllung von
Pflicht aufgaben nach § 6 Abs. 1 und 2 ei-
ne Eigenbeteiligung der Gemeinden an
den Vorhaltekosten vorzusehen ist, die
die Vorteile für die Allgemeinheit ange-
messen berücksichtigt. Für besondere
Härtefälle können Ausnahmeregelungen
in den Gebührenordnungen vorgesehen
werden.

(6) Für die Rettung von Menschen aus
akuter Lebensgefahr dürfen weder Ge-
bühren noch der Ersatz von Auslagen ge-
fordert werden.

§ 62

Kostenersatz bei einer Katastrophe

(1) Die Betreiberin oder der Betreiber
einer Anlage mit besonderem Gefahren-
potenzial und die Halterin oder der Halter
eines Fahrzeuges mit Gefahrgut haben
der Katastrophenschutzbehörde die Kos-
ten zu ersetzen, die sie aufgewendet hat
für

1. die Bekämpfung einer aus betriebli-
chen oder umgebungsbedingten Ge-
fahrenquellen drohenden oder einge-
tretenen Freisetzung des in der Anlage
oder im Fahrzeug vorhandenen Gefah-
renpotenziales oder

2. die unaufschiebbare Beseitigung der
durch eine solche Freisetzung verur-
sachten Schäden.

(2) Ansprüche gegen andere Verant-
wortliche und anderweitige Ersatzansprü-
che bleiben unberührt.

§ 63

Feuerschutzsteuer

Das Aufkommen aus der Feuerschutz-
steuer nach dem Feuerschutzsteuergesetz
in der Fassung vom 10. Januar 1996
(BGBl. I S. 19), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 22. September 2005 (BGBl. I
S. 2809), ist für Zwecke des Brandschut-
zes und der Allgemeinen Hilfe zu ver-
wenden. Bis zu zehn vom Hundert des
Aufkommens können für Aufgaben des
Katastrophenschutzes verwendet werden.
Über die Mittel verfügt das für den
Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und
den Katastrophenschutz zuständige Mi-
nisterium.

Siebter Abschnitt

Schlussvorschriften

§ 64

Einschränkung von Grundrechten

Nach Maßgabe dieses Gesetzes kön-
nen eingeschränkt werden die Grund-
rechte

1. der körperlichen Unversehrtheit der
Person (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes, Art. 3 der Verfassung des
Landes Hessen),

2. der Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2
Satz 2 des Grundgesetzes, Art. 5 der
Verfassung des Landes Hessen),

3. der Freizügigkeit (Art. 11 Abs. 1 des
Grundgesetzes, Art. 6 der Verfassung
des Landes Hessen),

4. der Unverletzlichkeit der Wohnung
(Art. 13 Abs. 1 des Grundgesetzes,
Art. 8 der Verfassung des Landes Hes-
sen) und

5. der Gewährleistung des Eigentums
(Art. 14 Abs. 1 des Grundgesetzes,
Art. 45 Abs. 1 der Verfassung des Lan-
des Hessen).

§ 65

Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig

1. der vollziehbaren Anordnung der Ge-
meinde nach § 10 Abs. 3 Satz 1, eh-
renamtlichen Dienst zu leisten, nicht
nachkommt,

2. gegen die vollziehbare Anordnung
zur Aufstellung, Ausstattung und Un-
terhaltung einer Werkfeuerwehr nach
§ 14 Abs. 1 Satz 1 verstößt,

3. den Mitwirkungspflichten des § 14
Abs. 6 Satz 2 zuwiderhandelt,

4. einer vollziehbaren Anordnung nach
§ 15 Abs. 3 nicht nachkommt,

5. vollziehbaren Anordnungen der Ge-
samteinsatzleitung oder der techni-
schen Einsatzleitung nach § 21 Abs. 1
Satz 1, § 42 Abs. 2 Satz 1, § 46 Abs. 1,
2 und 4 sowie § 49 nicht, nicht recht-
zeitig oder nicht vollständig nach-
kommt,

6. Brandmeldeanlagen unerlaubt betä-
tigt oder wider besseres Wissen oder
in grob fahrlässiger Unkenntnis der
Tatsachen eine Feuerwehr alarmiert,
soweit die rechtswidrigen Handlun-
gen nach anderen Vorschriften nicht
mit Strafe bedroht sind,

7. einer vollziehbaren Anordnung der
Katastrophenschutzbehörde nach
§ 37 Abs. 1 zur Teilnahme an Einsät-
zen, Übungen, Lehrgängen oder
sonstigen Ausbildungsveranstaltun-
gen nicht nachkommt,

8. einer vollziehbaren Anordnung nach
§ 45 Abs. 1 oder 3 nicht, nicht recht-
zeitig oder nicht vollständig nach-
kommt,

9. der Anzeige- und Hinweispflicht des
§ 45 Abs. 2 nicht unverzüglich nach-
kommt,

10. den Duldungspflichten des § 46
Abs. 4 zuwiderhandelt,

11. keine gegen Ausfall und Missbrauch
geschützte Verbindungen nach § 47
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 herstellt und un-
terhält,

12. einer vollziehbaren Anordnung der
Katastrophenschutzbehörde nach
§ 47 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 Nr. 2 und
Abs. 2 nicht, nicht rechtzeitig oder
nicht vollständig nachkommt,
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13. der Katastrophenschutzbehörde die 
für die Erstellung, Überprüfung, Er-
probung und Überarbeitung externer
Notfallpläne erforderlichen Informa-
tionen nach § 48 Abs. 3 und 5 sowie
§ 48a nicht, nicht rechtzeitig oder
nicht vollständig übermittelt,

14. einer vollziehbaren Anordnung nach
§ 51 nicht nachkommt oder ihre
Durchführung behindert.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit
einer Geldbuße bis zu fünfzehntausend
Euro und in den Fällen des Abs. 1 Nr. 2, 3
und 13 mit einer Geldbuße bis zu sechzig-
tausend Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des
§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten in der Fassung vom
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 603), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 7. August
2007 (BGBl. I S. 1786), ist

1. in den Fällen des Abs. 1 Nr. 1, 6, 8 und
9 sowie des Abs. 1 Nr. 10, soweit Zwe-
cke des Brandschutzes und der Allge-
meinen Hilfe berührt sind, der Ge-
meindevorstand,

2. in den Fällen des Abs. 1 Nr. 2 und 3
das Regierungspräsidium,

3. in den Fällen des Abs. 1 Nr. 4 die Ge-
bietskörperschaft, der die Aufgabe
nach § 16 Abs. 1 übertragen wurde,

4. in den Fällen des Abs. 1 Nr. 5 und 14
die Gebietskörperschaft, die die Ge-
samteinsatzleitung oder die technische
Einsatzleitung wahrgenommen hat,

5. in den Fällen des Abs. 1 Nr. 7, 11 bis
13 sowie des Abs. 1 Nr. 10, soweit
Zwecke des Katastrophenschutzes be-
rührt sind, die untere Katastrophen-
schutzbehörde.

§ 66

Gemeindefreie Grundstücke

Die Vorschriften dieses Gesetzes gel-
ten sinngemäß auch für gemeindefreie
Grundstücke. Die untere Aufsichtsbehör-
de kann geeignete Regelungen über die
Wahrnehmung des Brandschutzes und
der Allgemeinen Hilfe auf gemeindefrei-
en Grundstücken treffen.

§ 67

Übergangsbestimmungen

(1) Die nach dem bisher geltenden
Recht ausgesprochene Anerkennung als
Werkfeuerwehr oder getroffene Anord-
nung einer Betriebsfeuerwehr wird durch
dieses Gesetz nicht berührt. Mit Inkraft-
treten dieses Gesetzes gilt eine nach bis-
herigem Recht angeordnete Betriebsfeu-
erwehr als Werkfeuerwehr im Sinne die-
ses Gesetzes.

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes
über die Voraussetzungen und die Alters-
grenze der ehrenamtlich tätigen Kreis-
brandinspektorinnen und Kreisbrandin-

spektoren finden auf die bei Inkrafttreten
des Gesetzes im Amt befindlichen Kreis-
brandinspektorinnen und Kreisbrandin-
spektoren keine Anwendung. Es verbleibt
insoweit bei dem bisherigen Rechtszu-
stand.

(3) Kreisbrandinspektorinnen und
Kreisbrandinspektoren und ihre Vertrete-
rinnen und Vertreter, deren Dienstzeit bei
Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht
beendet ist, können bis zur Vollendung
des 65. Lebensjahres in ihrem Amt ver-
bleiben. Im Übrigen gelten für sie die
Vorschriften dieses Gesetzes. 

§ 68

(aufgehoben)

§ 69

Ermächtigungen

Die für den Brandschutz, die Allgemei-
ne Hilfe und den Katastrophenschutz zu-
ständige Ministerin oder der hierfür zu-
ständige Minister wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnungen nähere Regelungen
zu treffen über

1. die Organisation, die Mindeststärke
und die Ausrüstung der Feuerwehren,
die Ausbildung und die Laufbahnen
der Angehörigen der Feuerwehren so-
wie die Finanzierung der entsprechen-
den Maßnahmen,

2. den Personenkreis der ehrenamtlichen
Feuerwehrangehörigen, die ständig zu
besonderen Dienstleistungen herange-
zogen werden, und ihre Aufwandsent-
schädigung (§ 11),

3. die Organisation und Durchführung
der Gefahrenverhütungsschau (§ 15),

4. die Art und den Umfang des Brandsi-
cherheitsdienstes, die Pflicht zur An-
meldung von Veranstaltungen, die An-
meldefrist und die Pflicht zur Duldung
der Sicherheitswache sowie die zur
Befolgung der im Rahmen der Sicher-
heitswache getroffenen Anordnungen
(§ 17),

5. die Zusammensetzung des Landesbei-
rates sowie das Verfahren zur Beru-
fung und Abberufung der Mitglieder
(§ 56),

6. die Dienst- und Schutzkleidung sowie
die Dienstgrad- und Funktionsbezeich-
nung und die Voraussetzungen für die
Erlangung der Dienstgrade und Funk-
tionen.

§ 701)

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1999 in
Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2014 außer Kraft.
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1) Satz 1 dieser Bestimmung betrifft das Inkrafttreten des Ge-
setzes in der ursprünglichen Fassung.
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Aufgrund des 

1. § 1 Satz 1 des Gesetzes zur Bestim-
mung von Zuständigkeiten vom 
3. April 1998 (GVBl. I S. 98), geändert
durch Gesetz vom 16. Oktober 2006
(GVBl. I S. 510), verordnet die Landes-
regierung, 

2. § 23 Abs. 4 Satz 1 und 2 des Hessi-
schen Krankenhausgesetzes 2002 vom
6. November 2002 (GVBl. I S. 662), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
19. November 2008 (GVBl. I S. 986),
verordnet der Sozialminister:

Artikel 1

Die Anordnung zur Bestimmung von
Zuständigkeiten auf dem Gebiet des
Krankenhauswesens vom 20. Dezember
2005 (GVBl. I  S. 871) wird wie folgt geän-
dert:

1. In der Überschrift wird das Wort „An-
ordnung“ durch „Verordnung“ ersetzt.

2. In § 1 wird das Wort „Landesbehörde“
durch „Stelle“ und werden die Worte
„das Regierungspräsidium“ durch „die
Wirtschafts- und Infrastrukturbank
Hessen“ ersetzt.

3. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „22. Juni
2005 (BGBl. I S. 1720)“ durch

„17. März 2009 (BGBl. I S. 534)“ er-
setzt. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nr. 1 erhält folgende Fassung:

„1. für die Genehmigung nach
§ 14 Abs. 1 des Kranken-
hausentgeltgesetzes vom 
23. April 2002 (BGBl. I 
S. 1412, 1422), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom
17. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 1990),“

bb) In Nr. 2 wird die Angabe 
„Satz 2“ durch „Satz 3“ und
die Angabe „29. August 2005
(BGBl. I S.2570)“ durch 
„24. Juli 2010 (BGBl. I S. 983)“
ersetzt.

4. § 3 wird aufgehoben.

5. § 4 wird  § 3 und wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Wort „Anord-
nung“ durch „Verordnung“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Zahl „2010“
durch „2012“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. 

*) Ändert GVBl. II 351-76

Verordnung
zur Änderung der Anordnung zur Bestimmung von Zuständigkeiten

auf dem Gebiet des Krankenhauswesens*)

Vom 6. Dezember 2010

Wiesbaden, den 6. Dezember 2010

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  S o z i a l m i n i s t e r

B o u f f i e r G r ü t t n e r
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Zweite Verordnung 
zur Änderung der Anordnung über Zuständigkeiten für die Entscheidung über 
Genehmigungen nach § 33 Abs. 1 Satz 3 des Hessischen Datenschutzgesetzes

im Geschäftsbereich des Ministeriums der Justiz*)

Vom 15. September 2010 

Aufgrund des § 33 Abs. 1 Satz 3 des
Hessischen Datenschutzgesetzes in der
Fassung vom 7. Januar 1999 (GVBl. I 
S. 98) wird verordnet:

Die Anordnung über Zuständigkeiten für
die Entscheidung über Genehmigungen
nach § 33 Abs. 1 Satz 3 des Hessischen
Datenschutzgesetzes im Geschäftsbereich
des Ministeriums der Justiz vom 8. Au-
gust 2000 (GVBl. I S. 418), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 12. Novem-
ber 2005 (GVBl. I S. 749), wird wie folgt
geändert:

1. Die Überschrift erhält folgende Fas-
sung:

„Verordnung über Zuständigkeiten 
für die Entscheidung über 

Genehmigungen nach § 33 Abs. 1 
Satz 3 des Hessischen Datenschutz-
gesetzes im Geschäftsbereich des 

Ministeriums der Justiz, 
für Integration und Europa“.

2. Der bisherige Art. 1 wird § 1 und in
Abs. 1 werden die Worte „Staatsan-
waltschaft bei dem Oberlandesge-
richt“ durch „Generalstaatsanwalt-
schaft Frankfurt am Main“ ersetzt.

3. Der bisherige Art. 2 wird § 2 und die
Zahl „2010“ wird durch „2015“ ersetzt.

Wiesbaden, den 15. September 2010

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  d e r  J u s t i z ,  
f ü r  I n t e g r a t i o n  u n d  E u r o p a

H a h n

1) Ändert GVBl. II 300-35  
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Aufgrund des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3
des Wirtschafts- und Infrastrukturbank
Hessen-Gesetzes vom 18. Dezember 2006
(GVBl. I S. 732), geändert durch Gesetz
vom 16. Juli 2009 (GVBl. I S. 256), wird
verordnet:

§ 1

Bearbeitungsgebühr

Für die Bearbeitung von Anträgen auf
die Gewährung von Bürgschaften und
Garantien des Landes ist eine Bearbei-
tungsgebühr von 0,5 vom Hundert der be-
antragten Bürgschaft oder Garantie zu
zahlen. Bei Zusage werden weitere 0,5
vom Hundert der zugesagten Bürgschaft
oder Garantie erhoben. Insgesamt wird
die Bearbeitungsgebühr auf 60 000 Euro
begrenzt.

§ 2

Verwaltungsgebühr

(1) Für übernommene Bürgschaften
oder Garantien wird eine jährliche Ver-
waltungsgebühr von 1,0 vom Hundert des
Bürgschafts- oder Garantiebetrages erho-
ben. Der Berechnung der Gebühr wird
der Bürgschaftsstand am 1. Januar desje-
nigen Jahres zugrunde gelegt, für das sie
erhoben wird.

*) GVBl. II 54-57
1) Hebt auf GVBl. II 54-49

Verordnung 
über Gebühren für die Gewährung von Bürgschaften und Garantien*)

Vom 29. November 2010

Wiesbaden, den 29. November 2010

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  d e r  F i n a n z e n

D r.  S c h ä f e r

(2) Im Jahr der Gewährung der Bürg-
schaft oder der Garantie wird die Verwal-
tungsgebühr in Höhe von je einem Zwölf-
tel der jährlichen Verwaltungsgebühr
nach Abs. 1 Satz 1 für den Monat der Ent-
stehung und die folgenden Monate bis
zum Ende des Kalenderjahres erhoben.

(3) Die Verwaltungsgebühr wird letzt-
malig für den Kalendermonat erhoben, in
dem die Bürgschafts- oder Garantieur-
kunde an die Wirtschafts- und Infrastruk-
turbank Hessen zurückgegeben wird.
Maßgeblich ist das Datum des Eingangs
der Bürgschafts- oder Garantieurkunde
bei der Wirtschafts- und Infrastruktur-
bank Hessen.

§ 3

Aufhebung bisherigen Rechts

Die Verordnung über die Erhebung
von Gebühren für die Gewährung von
Bürgschaften und Garantien vom 21. Feb-
ruar 2006 (GVBl. I S. 57)1) wird aufgeho-
ben.

§ 4

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2016 außer Kraft.
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Aufgrund des § 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Hebammen- und Entbin-
dungspflegerechts vom 18. Dezember
1990 (GVBl. I S. 724), geändert durch 
Gesetz vom 1. September 1992 (GVBl. I 
S. 370), wird verordnet:

§ 1

Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für Hebammen
und Entbindungspfleger, die im Land
Hessen ihren Beruf ausüben oder dort 
vorübergehend tätig sind.

§ 2

Allgemeine Berufspflichten

(1) Hebammen und Entbindungspfle-
ger sind verpflichtet, ihren Beruf gewis-
senhaft und entsprechend dem jeweiligen
Stand der berufsfachlichen Erkenntnisse
auszuüben.

(2) Hebammen und Entbindungspfle-
ger sind verpflichtet, sich über die für die
Berufsausübung geltenden Vorschriften
zu unterrichten und sie zu beachten.

(3) Hebammen und Entbindungspfle-
ger haben Schwangeren, Gebärenden,
Wöchnerinnen und Säuglingen Hilfe zu
leisten und Rat zu erteilen. Bei der Hilfe-
leistung ist die Gesundheit der Schwan-
geren, Mütter und Säuglinge zu schützen
und zu erhalten. Bei der Beratung sind
neben medizinischen auch soziale und
psychische Faktoren zu berücksichtigen.
Die Schwangere ist zur Mitarbeit zu moti-
vieren, ihre Eigenverantwortung und
Selbstbestimmung sind zu fördern.

(4) Hebammen und Entbindungspfle-
ger haben Schwangere, Gebärende und
Wöchnerinnen über jede beabsichtigte
Maßnahme und mögliche medizinische,
soziale und psychische Folgen aufzuklä-
ren.

(5) Hebammen und Entbindungspfle-
ger sind verpflichtet, sich durch geeignete
Maßnahmen nach der Maßgabe der Emp-
fehlung in Anlage 1 fortzubilden. Die
Maßnahmen nach Satz 1 sollen neben
dem Studium der Fachliteratur im Um-
fang von mindestens 60 Stunden in einem
Zeitraum von drei Jahren durchgeführt
werden. Die Erfüllung der Fortbildungs-
pflicht ist auf Verlangen der zuständigen
Gesundheitsbehörde nachzuweisen.

(6) Hebammen und Entbindungspfle-
ger sind verpflichtet, an Maßnahmen der
Qualitätssicherung teilzunehmen.

(7) Hebammen und Entbindungspfle-
ger sind zur Beteiligung an Maßnahmen
zur Gesundheitsförderung und Gesund-
heitserziehung verpflichtet.

(8) Selbständig tätige Hebammen und
Entbindungspfleger sind verpflichtet, sich
ausreichend gegen Haftpflichtansprüche
im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit zu
versichern.

(9) Die Hebamme und der Entbin-
dungspfleger üben einen freien Beruf aus.
Die Tätigkeit ist kein Gewerbe.

(10) Hebammen und Entbindungspfle-
ger dürfen nur für die von ihnen ausgeüb-
ten Tätigkeiten nach § 3 und nach Form
und Inhalt sachlich werben.

§ 3

Aufgaben und Tätigkeiten

Hebammen und Entbindungspfleger füh-
ren insbesondere folgende Tätigkeiten
und Aufgaben in eigener Verantwortung
aus:

1. Aufklärung und Beratung zu Fragen
der Familienplanung und des Kinder-
wunsches;

2. Feststellung der Schwangerschaft
und Beobachtung der regelgerecht
verlaufenden Schwangerschaft, Durch-
führung der zur Beobachtung des
Verlaufs einer regelgerecht verlau-
fenden Schwangerschaft notwendi-
gen Untersuchungen;

3. Vorbereitung auf Elternschaft, umfas-
sende Vorbereitung auf die Geburt,
Durchführung von Geburtsvorberei-
tungskursen, Beratung im Zusam-
menhang mit der Schwangerschaft in
Fragen der Hygiene, Ernährung und
gesunden Lebensweise;

4. Beratung über Auswirkungen vorge-
burtlicher Untersuchungen;

5. Durchführung von Untersuchungen,
die für eine möglichst frühzeitige
Feststellung eines pathologischen
Schwangerschaftsverlaufs notwendig
sind;

6. Hilfeleistungen bei Schwanger-
schaftsbeschwerden oder Wehen;

7. Betreuung der Gebärenden während
der Geburt oder Fehlgeburt, Überwa-
chung der Wehen und des Fötusses in
der Gebärmutter mit Hilfe geeigneter
Mittel;

8. Durchführung von Regelgeburten bei
Kopflage einschließlich eines etwa er-
forderlichen Dammschnitts, Nähen
eines unkomplizierten Risses oder
Dammschnittes, im Notfall die Durch-
führung von Beckenendlagengebur-
ten;

9. Erkennen der Anzeichen von Anoma-
lien bei der Mutter oder beim Kind,
die das Eingreifen einer Ärztin oder
eines Arztes oder eine Einweisung in
die Klinik erforderlich machen, sowie
Hilfeleistung bei etwaigen ärztlichen*) GVBl. II 353-38

Berufsordnung 
für Hebammen und Entbindungspfleger (HebBO)*)

Vom 3. Dezember 2010
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Maßnahmen; Ergreifen der notwendi-
gen Maßnahmen bei Abwesenheit
der Ärztin oder des Arztes, insbeson-
dere im Notfall manuelle Ablösung
der Plazenta mit anschließender ma-
nueller Nachuntersuchung der Ge-
bärmutter;

10. Untersuchung und Pflege des Neuge-
borenen im erforderlichen Umfang;
Einleitung und Durchführung der er-
forderlichen Maßnahmen in Notfällen
und, wenn erforderlich, Durchfüh-
rung der sofortigen Wiederbelebung
des Neugeborenen;

11. Betreuung der Wöchnerin, Überwa-
chung des Zustandes der Mutter nach
der Geburt und Beratung der Mutter
und der Familie zur bestmöglichen
Pflege und zum Umgang mit dem
Neugeborenen, Stillen und Ernäh-
rung des Säuglings;

12. Anleitung und Beratung der Eltern
während des ersten Lebensjahres des
Kindes, insbesondere im Hinblick auf
die Pflege des Kindes und die Ernäh-
rung von Mutter und Kind, Beratung
und Anleitung zum Stillen bis zum
Ende der Stillzeit;

13. Durchführung von Kursen, die die
Bindung von Mutter und Kind im ers-
ten Lebensjahr, das Stillen und die
gesunde Lebensweise fördern, Durch-
führung von Rückbildungskursen;

14. Anwendung komplementärmedizini-
scher Verfahren nach entsprechender
Fortbildung im Rahmen des Berufs-
bildes;

15. Durchführung der ärztlich verordne-
ten Behandlung sowie die erforderli-
che Beratung und Überwachung auch
krankhafter Verläufe bei frühzeitiger
Entlassung aus der Klinik oder bei
Notwendigkeit einer engmaschigen
Betreuung; 

16. Ausstellen von Bescheinigungen im
Rahmen der Berufsausübung.

§ 4

Zusammenwirken von Ärztin oder Arzt
und Hebamme oder Entbindungspfleger

(1) Hebammen und Entbindungspfle-
ger haben auf Unregelmäßigkeiten und
krankhafte Verläufe bei Schwangerschaft
und Geburt zu achten und erforderlichen-
falls dafür zu sorgen, dass eine Ärztin
oder ein Arzt hinzugezogen wird oder ei-
ne Einweisung in ein Krankenhaus er-
folgt. Das Behandeln krankhafter Verläu-
fe bei Schwangeren, Gebärenden, Wöch-
nerinnen und Neugeborenen ist der Ärz-
tin oder dem Arzt vorbehalten. Diese sind
gegenüber der Hebamme oder dem Ent-
bindungspfleger weisungsbefugt. Wird
die notwendige Hinzuziehung einer Ärz-
tin oder eines Arztes oder die Einweisung
in eine Klinik abgelehnt, sind Hebammen
und Entbindungspfleger verpflichtet, dies
zu dokumentieren.

(2) Wird die Hinzuziehung einer Ärztin
oder eines Arztes gewünscht, so haben

Hebammen und Entbindungspfleger die-
sem Wunsch zu entsprechen.

§ 5

Anwendung von Arzneimitteln

(1) Hebammen und Entbindungspfle-
ger dürfen bei ihrer Berufsausübung
nicht-verschreibungspflichtige Arzneimit-
tel anwenden.

(2) Hebammen und Entbindungspfle-
ger dürfen ohne ärztliche Anordnung fol-
gende Arzneimittel anwenden und verab-
reichen:

1. bei gegebener Indikation in der Eröff-
nungsperiode ein betäubungsmittel-
freies krampflösendes oder schmerz-
stillendes Arzneimittel, das für die Ge-
burtshilfe angezeigt ist,

2. bei der Gefahr oder dem Auftreten be-
drohlicher Blutungen in der Nachge-
burtsperiode, falls eine Ärztin oder ein
Arzt nicht rechtzeitig zugezogen wer-
den kann oder die rechtzeitige Einwei-
sung in ein Krankenhaus nicht möglich
ist, Wehenmittel oder Mutterkornprä-
parate zur Blutstillung,

3. zur Überbrückung einer Notfallsituati-
on Wehen hemmende Mittel bis zur
Aufnahme in ein Krankenhaus,

4. im Falle der Naht einer Geburtsverlet-
zung ein Lokalanästhetikum.

(3) Selbständig tätige Hebammen und
Entbindungspfleger haben Arzneimittel
nach Abs. 2 entsprechend des angebote-
nen Tätigkeitsspektrums verfügbar zu
halten.

§ 6

Verschwiegenheits- und Auskunftspflicht

(1) Hebammen und Entbindungspfle-
ger unterliegen der Schweigepflicht; die-
se umfasst auch schriftliche Mitteilungen
der betreuten Frauen sowie Untersu-
chungsbefunde. Die Schweigepflicht gilt
auch gegenüber Ärztinnen und Ärzten
sowie Hebammen und Entbindungspfle-
gern, die nicht bei der Behandlung oder
Betreuung mitwirken, soweit die betreu-
ten Frauen, die Hebammen und die Ent-
bindungspfleger nicht ausdrücklich von
der Schweigepflicht entbunden haben.

(2) Den betreuten Frauen ist auf Ver-
langen Auskunft und Einsicht in alle sie
betreffenden Unterlagen zu gewähren.

(3) Unberührt bleiben sonstige gesetz-
liche Melde-, Anzeige- und Beratungs-
pflichten, insbesondere die Meldepflich-
ten nach den §§ 6 und 7 des Infektions-
schutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I
S. 1045), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 17. Juli 2009 (BGBl. I S. 2091), die
Anzeigepflichten nach den §§ 18 und 28
des Personenstandsgesetzes vom 19. Feb-
ruar 2007 (BGBl. I S. 122), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 17. Dezember 2008
(BGBl. I S. 2586), und die Pflichten zur Si-
cherung der Beratung von Menschen mit
Behinderungen nach dem Zwölften Buch
Sozialgesetzbuch vom 27. Dezember 2003
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(BGBl. I S. 3022, 3023), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 3. August 2010 (BGBl. I
S. 1112).

§ 7

Dokumentations- und Sicherungspflicht

(1) Hebammen und Entbindungspfle-
ger sind zum schriftlichen Abfassen einer
lückenlos nachvollziehbaren Dokumenta-
tion über die in der Anlage 2 dargestell-
ten Bereiche verpflichtet.

(2) Die Aufzeichnungen sind mindes-
tens zehn Jahre aufzubewahren. Die
Hebamme oder der Entbindungspfleger
müssen dafür Sorge tragen, dass die be-
ruflichen Aufzeichnungen im Falle der
Praxisaufgabe ordnungsgemäß aufbe-
wahrt werden.

(3) Alle Aufzeichnungen und berufli-
chen Unterlagen sind  vor dem Zugriff
Unbefugter zu sichern.

(4) Aufzeichnungen auf elektronischen
Datenträgern oder anderen Speicherme-
dien sind gegen Veränderung, Vernich-
tung oder unrechtmäßige Verwendung zu
sichern.

§ 8

Pflichten im Rahmen der Aufsicht

(1) Hebammen und Entbindungspfle-
ger üben ihren Beruf unter der Aufsicht
der zuständigen Gesundheitsbehörde
aus. Diese überwacht die Einhaltung der
Berufspflichten. Sie kann hierzu Einblick
in die Unterlagen, insbesondere Haft-
pflichtversicherung und Fortbildungs-
nachweise, nehmen und Hebammen und
Entbindungspfleger in Berufsfragen bera-
ten.

(2) Selbstständig tätige Hebammen
und Entbindungspfleger sind verpflichtet,
der zuständigen Behörde auf deren Auf-
forderung anonymisiert Auskünfte für
medizinalstatistische Zwecke zu erteilen. 

(3) Selbständig tätige Hebammen und
Entbindungspfleger sind verpflichtet, der
zuständigen Behörde

1. Beginn und Ende der selbständigen
Tätigkeit zu melden,

2. die notwendigen Auskünfte zur eige-
nen Person zu erteilen und diesbezüg-
lich Nachweise vorzulegen,

3. die notwendigen Auskünfte zu erteilen
und Einblick in fallbezogene Aufzeich-
nungen zu gewähren, wenn eine von
ihnen betreute Schwangere, Gebären-
de, Wöchnerin oder ein Neugeborenes
verstorben oder eine Totgeburt erfolgt
ist.

§ 9

Vertretung, Wahlfreiheit

(1) Hebammen und Entbindungspfle-
ger sind verpflichtet,

1. eine Regelung über die gegenseitige
Vertretung zu treffen,

2. die von ihnen betreuten Schwangeren
und Wöchnerinnen über ihre Erreich-
barkeit, Vertretungsregelung und die
Möglichkeit der Inanspruchnahme an-
derer Dienste im Bedarfsfall aufzuklä-
ren,

3. dafür zu sorgen, dass ihnen eine Nach-
richt übermittelt oder hinterlassen
werden kann.

(2) Hebammen und Entbindungspfle-
ger haben das Recht der Frau auf freie
Hebammen- oder Entbindungspfleger-
wahl zu beachten. Außer im Notfall steht
es der Hebamme oder dem Entbindungs-
pfleger frei, eine Betreuung abzulehnen.

§ 10

Gebühren 

Selbständig tätige Hebammen und
Entbindungspfleger sind berechtigt, Ge-
bühren und Auslagen nach der Verord-
nung über Gebühren für Hebammenhilfe
außerhalb der gesetzlichen Krankenversi-
cherung vom 18. Dezember 1990 (GVBl. I
S. 724), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 20. Juli 2009 (GVBl. I S. 271), oder
nach dem Vertrag über die Versorgung
mit Hebammenhilfe nach § 134a des
Fünften Buchs Sozialgesetzbuch vom 
20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477,
2482), zuletzt geändert durch Gesetz vom
24. Juli 2010 (BGBl. I S. 983), in Rechnung
zu stellen.

§ 11

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar
2011 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2015 außer Kraft.

Wiesbaden, den 3. Dezember 2010

D e r  H e s s i s c h e  S o z i a l m i n i s t e r

G r ü t t n e r
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Geeignete Fortbildungen

1. Fortbildungen, Kongresse und Tagun-
gen, die inhaltlich das gegenwärtig
ausgeübte oder angestrebte Tätig-
keitsspektrum der Hebamme betref-
fen oder sich ändernde Rahmenbe-
dingungen der Berufsausübung zum
Gegenstand haben,

2. bei Tätigkeit in der außerklinischen
Geburtshilfe: Notfälle in der Geburts-
hilfe einschließlich Reanimation des
Neugeborenen,

3. berufliche Weiterbildungen (bei-
spielsweise Familienhebamme, Lei-
tungsweiterbildung), 

4. Management, Qualitätsmanagement,
Risikomanagement,

5. Dokumentation,

6. Arbeitsschutz, Brandschutz und Hy-
giene,

7. Gesprächsführung, Beratungskompe-
tenz,

8. Studium in einem Studiengang des
Gesundheitswesens (beispielsweise
Bachelor/Master of Midwifery, Pfle-
gepädagogik, Public Health),

9. Teilnahme an Qualitätszirkeln,

10. Berufsspezifische Sprachkurse.

Anlage 1 (zu § 2 Abs. 5)
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1. Allgemeine Grundsätze

Die Dokumentation ist wahr, klar und
vollständig zu erstellen. Sie wird so abge-
fasst, dass die gesamte Tätigkeit während
der Schwangerschaft, der Geburt und des
Wochenbettes sowie die Versorgung des
Neugeborenen auch nach Jahren noch
nachvollziehbar sind.

Jede Dokumentation muss der dokumen-
tierenden Hebamme oder dem dokumen-
tierenden Entbindungspfleger namentlich
eindeutig zugeordnet werden können,
ebenso muss die zeitliche Zuordnung der
dokumentierten Daten einwandfrei mög-
lich sein.

Das dazu erforderliche Dokumentations-
system kann die Hebamme oder der Ent-
bindungspfleger frei wählen oder selbst
erarbeiten. 

2. Dokumentationspflicht

Die geburtshilfliche Dokumentation ent-
hält folgende Angaben: 

erhobene Befunde (Anamnese):

a) Familienanamnese,

b) Eigenanamnese körperlicher Allge-
meinzustand (Nahrungsaufnahme,
Flüssigkeitszufuhr, Ausscheidungen
einschließlich Erbrochenem) und psy-
chische Befindlichkeit: durchgemach-
te Kinderkrankheiten und Operatio-
nen, Allergien und Dauermedikation,

c) gynäkologische Anamnese, geburts-
hilfliche Anamnese, Verlauf der der-
zeitigen Schwangerschaft,

d) Temperatur-, Puls- und Blutdruckkon-
trolle, mit Beschreibung der Pulsqua-
lität,

e) serologische Befunde,

f) Ermittlung und Befundung der Herz-
töne während des Geburtsverlaufs

g) Aufzeichnungen über Häufigkeit und
Qualität der Wehentätigkeit (mindes-
tens alle zwei Stunden),

h) ein durchgeführtes Cardiotokogramm
(CTG) wird mit Name, Vorname, Da-
tum und Uhrzeit beschriftet. Das ge-
schriebene CTG, seine Beurteilung
und die darin eingetragenen Auf-
zeichnungen sind in den Geburtsbe-
richt zu übernehmen,

i) Regelwidrige und pathologische Be-
funde bei der Schwangeren und da-
rauf folgende Maßnahmen beispiels-
weise sehr straffer Beckenboden,
Weiterreißen der Episiotomie und
großer Blutverlust,

j) Regelwidrige und pathologische Be-
funde bei dem Neugeborenen und
darauf folgende Maßnahmen bei-
spielsweise bei Schulterdystokie,
schwierige Schulterentwicklung, Na-

Anlage 2 (zu § 7 Abs. 1)

Dokumentation

belschnurumschlingungen und sicht-
baren Fehlbildungen.

Geburtsverlauf

a) Beobachtungen über die Fruchtblase,
Zeitpunkt des Blasensprunges, Men-
ge und Farbe des Fruchtwassers,

b) Beginn der Austreibungsperiode,
Zeitpunkt der vollständigen Eröff-
nung des Muttermundes und des Be-
ginns der aktiven Austreibungsphase,

c) Beschreibung des Verhaltens der Ge-
bärenden in der Austreibungsperi-
ode, Gebärposition und bei verlän-
gerter Austreibungsperiode Beschrei-
bung des Befindens der Gebärenden,

d) ergänzende Angaben über den Zu-
stand des Kindes,

e) Geburtsdatum und Uhrzeit, Ge-
schlecht, Länge, Kopfumfang, Lage,
Geburtsmodus, Reife und Zeitpunkt
der Geburt der Plazenta, gegebenen-
falls Maßnahmen zur Gewinnung der
Plazenta, Uterusstand, Gesamtblut-
verlust, Apgar-Werte des Kindes, Auf-
fälligkeiten,

f) Information einer Ärztin oder eines
Arztes zum Geburtsverlauf,

g) Hinzuziehung einer Ärztin oder eines
Arztes mit Anlass, Dringlichkeit und
mit genauen Zeitangaben,

h) Ärztliche Anordnungen mit Zeiten ih-
rer Durchführung, gegebenenfalls da-
bei aufgetretene Besonderheiten oder
die Weigerung der Gebärenden, die
Anordnungen zu akzeptieren,

i) über die von der Ärztin oder dem
Arzt durchgeführten Maßnahmen,
diese sind durch die Ärztin oder den
Arzt abzuzeichnen,

j) Verabreichung von Arzneimitteln mit
Zeitpunkt der Gabe, Indikation, Do-
sierung, Applikationsart.

Beratungsinhalte

a) Beratung oder Aufklärung zu ge-
burtshilflichen Fragen, zu möglichen
Maßnahmen oder Eingriffen ein-
schließlich der gegebenen Begrün-
dungen.

Maßnahmen

a) insbesondere Akupunktur, Fußreflex-
zonenmassage, Vollbad jeweils mit
Begründung,

b) Anlegen eines Überwachungsbogens
bei häufig zu kontrollierenden Wer-
ten, insbesondere bei Blutdruckmes-
sung infolge erhöhten Blutdrucks,
starken Blutverlustes.
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Artikel 11)

Änderung der Hessischen 
Ausbildungsordnung für Gesundheits-

aufseherinnen und Gesundheitsaufseher

Aufgrund des § 16 Abs. 1 und 2 des
Hessischen Gesetzes über den öffentli-
chen Gesundheitsdienst vom 28. Septem-
ber 2007 (GVBl. I S. 659), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. März 2010 (GVBl. I
S. 123), wird verordnet: 

In § 12 Abs. 1 Satz 2 der Hessischen
Ausbildungsordnung für Gesundheits -
aufseherinnen und Gesundheitsaufseher
vom 10. Mai 1993 (StAnz. S. 1246), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 5. Juli 2007
(GVBl. I S. 381), wird die Zahl „2010“
durch „2012“ ersetzt.

Artikel 22)

Änderung der Hessischen Ausbildungs-
und Prüfungsordnung für die Kranken-

pflegehilfe

Aufgrund des § 8 des Hessischen
Krankenpflegehilfegesetzes vom 21. Sep-
tember 2004 (GVBl. I S. 279), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 18. Juni 2009
(GVBl. I S. 171), wird verordnet:

Die Hessische Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für die Krankenpflegehilfe
vom 2. Dezember 2004 (GVBl. I S. 400),
geändert durch Verordnung vom 30. Juni
2009 (GVBl. I S. 271), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 13 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Der schriftliche Teil der Prüfung
erstreckt sich auf die Themenberei-

che 2 und 4 der Anlage 1 Teil A. Es ist
eine Aufsichtsarbeit von 120 Minuten
Dauer anzufertigen.“

2. § 14 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 
„(1) Der mündliche Teil der Prüfung

erstreckt sich auf die Themenberei-
che 1 und 3 der Anlage 1 Teil A. Die
Prüflinge werden einzeln oder in
Gruppen geprüft. In jedem Themenbe-
reich soll jeder Prüfling nicht länger
als 15 Minuten geprüft werden.“

3. In § 18 Satz 2 wird die Zahl „2011“
durch „2015“ ersetzt.

Artikel 33)

Änderung der Krankenhauspauschal-
mittel-Verordnung

Aufgrund des § 25 Abs. 5 des Hessi-
schen Krankenhausgesetzes 2002 vom 
6. November 2002 (GVBl. I S. 662), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 19. Novem-
ber 2008 (GVBl. I S. 986), wird im Einver-
nehmen mit dem Minister der Finanzen
und dem Minister des Innern und für
Sport verordnet:

In § 5 Satz 2 der Krankenhauspau-
schalmittel-Verordnung vom 23. Februar
2006 (GVBl. I S. 60) wird die Zahl „2010“
durch „2012“ ersetzt.

Artikel 4

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

1) Ändert GVBl. II –
2) Ändert GVBl. II 322-126
3) Ändert GVBl. II 351-77

Dritte Verordnung 
zur Verlängerung der Geltungsdauer und Änderung 
befristeter Rechtsvorschriften im Geschäftsbereich 

des Hessischen Sozialministeriums

Vom 5. Dezember 2010

Wiesbaden, den 5. Dezember 2010
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